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§ 40a

Pau s ch a l i e r ung de r Lohn s t e u e r f e r Te i l z e i t b e s c h b f t i g t e
und ge r i n g f eg i g Be s ch b f t i g t e

idF des EStG v. 19. 10. 2002 (BGBl. I, 4210; BStBl. I, 1209),
gemndert durch 2. Ges. flr moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt

v. 23. 12. 2002 (BGBl. I, 4621; BStBl. I 2003, 3)

(1) 1Der Arbeitgeber kann unter Verzicht auf die Vorlage einer Lohn-
steuerkarte bei Arbeitnehmern, die nur kurzfristig beschbftigt werden,
die Lohnsteuer mit einem Pauschsteuersatz von 25 vom Hundert des
Arbeitslohns erheben. 2Eine kurzfristige Beschbftigung liegt vor, wenn
der Arbeitnehmer bei dem Arbeitgeber gelegentlich, nicht regelmbßig
wiederkehrend beschbftigt wird, die Dauer der Beschbftigung 18 zusam-
menhbngende Arbeitstage nicht ebersteigt und
1. der Arbeitslohn wbhrend der Beschbftigungsdauer 62 Euro durch-

schnittlich je Arbeitstag nicht ebersteigt oder
2. die Beschbftigung zu einem unvorhersehbaren Zeitpunkt sofort erfor-

derlich wird.
(2) Der Arbeitgeber kann unter Verzicht auf die Vorlage einer Lohn-
steuerkarte die Lohnsteuer einschließlich Solidaritbtszuschlag und Kir-
chensteuern (einheitliche Pauschsteuer) fer das Arbeitsentgelt aus ge-
ringfegigen Beschbftigungen im Sinne des § 8 Abs. 1 Nr. 1 oder des § 8a
des Vierten Buches Sozialgesetzbuch, fer das er Beitrbge nach § 168
Abs. 1 Nr. 1b oder 1c (geringfegig versicherungspflichtig Beschbftigte)
oder nach § 172 Abs. 3 oder 3a (versicherungsfrei geringfegig Beschbf-
tigte) des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch zu entrichten hat, mit einem
einheitlichen Pauschsteuersatz in Hahe von insgesamt 2 vom Hundert
des Arbeitsentgelts erheben.
(2a) Hat der Arbeitgeber in den Fbllen des Absatzes 2 keine Beitrbge
nach § 168 Abs. 1 Nr. 1b oder 1c oder nach § 172 Abs. 3 oder 3a des
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch zu entrichten, kann er unter Verzicht
auf die Vorlage einer Lohnsteuerkarte die Lohnsteuer mit einem Pausch-
steuersatz in Hahe von 20 vom Hundert des Arbeitsentgelts erheben.
(3) 1Abweichend von den Absbtzen 1 und 2 kann der Arbeitgeber unter
Verzicht auf die Vorlage einer Lohnsteuerkarte bei Aushilfskrbften, die in
Betrieben der Land- und Forstwirtschaft im Sinne des § 13 Abs. 1 Nr. 1
bis 4 ausschließlich mit typisch land- oder forstwirtschaftlichen Arbeiten
beschbftigt werden, die Lohnsteuer mit einem Pauschsteuersatz von
5 vom Hundert des Arbeitslohns erheben. 2Aushilfskrbfte im Sinne dieser
Vorschrift sind Personen, die fer die Ausfehrung und fer die Dauer von
Arbeiten, die nicht ganzjbhrig anfallen, beschbftigt werden; eine Beschbf-
tigung mit anderen land- und forstwirtschaftlichen Arbeiten ist unschbd-
lich, wenn deren Dauer 25 vom Hundert der Gesamtbeschbftigungsdauer
nicht eberschreitet. 3Aushilfskrbfte sind nicht Arbeitnehmer, die zu den
land- und forstwirtschaftlichen Fachkrbften geharen oder die der Arbeit-
geber mehr als 180 Tage im Kalenderjahr beschbftigt.
(4) Die Pauschalierungen nach den Absbtzen 1 und 3 sind unzulbssig
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1. bei Arbeitnehmern, deren Arbeitslohn wbhrend der Beschbftigungs-
dauer durchschnittlich je Arbeitsstunde 12 Euro ebersteigt,

2. bei Arbeitnehmern, die fer eine andere Beschbftigung von demselben
Arbeitgeber Arbeitslohn beziehen, der nach den §§ 39b bis 39d dem
Lohnsteuerabzug unterworfen wird.

(5) Auf die Pauschalierungen nach den Absbtzen 1 bis 3 ist § 40 Abs. 3 an-
zuwenden.
(6) 1Fer die Erhebung der einheitlichen Pauschsteuer nach Absatz 2 ist
die Bundesknappschaft/Verwaltungsstelle Cottbus zustbndig. 2Die Rege-
lungen zum Steuerabzug vom Arbeitslohn sind entsprechend anzuwen-
den. 3Fer die Anmeldung und Abfehrung der einheitlichen Pauschsteuer
gelten dabei die Regelungen fer die Beitrbge nach § 168 Abs. 1 Nr. 1b
oder 1c oder nach § 172 Abs. 3 oder 3a des Sechsten Buches Sozialge-
setzbuch. 4Die Bundesknappschaft/Verwaltungsstelle Cottbus hat die
einheitliche Pauschsteuer auf die erhebungsberechtigten Karperschaften
aufzuteilen; dabei entfallen aus Vereinfachungsgrenden 90 vom Hundert
der einheitlichen Pauschsteuer auf die Lohnsteuer, 5 vom Hundert auf
den Solidaritbtszuschlag und 5 vom Hundert auf die Kirchensteuern.
5Die erhebungsberechtigten Kirchen haben sich auf eine Aufteilung des
Kirchensteueranteils zu verstbndigen und diesen der Bundesknapp-
schaft/Verwaltungsstelle Cottbus mitzuteilen. 6Die Bundesknappschaft/
Verwaltungsstelle Cottbus ist berechtigt, die einheitliche Pauschsteuer
nach Absatz 2 zusammen mit den Sozialversicherungsbeitrbgen beim Ar-
beitgeber einzuziehen.
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Verwaltungsregelungen: R 128 LStR 2004; LStH 128; R 128a LStR 2004; Erlaß der
obersten Finanzbehqrden der Bundeslmnder betr. Kirchensteuer bei Pauschalierung der
Lohnsteuer v. 19. 5. 1999, BStBl. I, 509; OFD Frankfurt/Main v. 22. 4. 2003, S 2372 A –
11 St II 30 – juris.

I. cberblick zu § 40a

§ 40a regelt flr Teilzeitbeschmftigte und geringflgig Beschmftigte die Erhebung
der LSt. mit gesetzlich vorgegebenen Pauschsteuersmtzen. Die Vorschrift
ergmnzt – ebenso wie § 40b – die in § 40 normierten Pauschalierungsmqglichkei-
ten. Allen Pauschalierungsmqglichkeiten des § 40a ist gemeinsam, daß auf die
Vorlage einer LStKarte verzichtet werden kann. Die Vorschrift enthmlt mehr-
fache Bezugnahmen zum Sozialversicherungsrecht, ist letztlich mit diesem
Rechtsgebiet aber nur unzureichend abgestimmt (s. Anm. 9). Darlber hinaus ist
§ 40a durch die verschiedenen Rechtsmnderungen der vergangenen Jahre sehr
unlbersichtlich geworden. Zu einer tabellarischen nbersicht lber die Pauscha-
lierungstatbestmnde und -voraussetzungen s.u.
Abs. 1 lmßt in Satz 1 die Pauschalierung mit einem festen Steuersatz von 25 vH
bei ArbN mit nur kurzfristiger BeschUftigung zu. Satz 2 enthmlt eine Legaldefinition
der kurzfristigen Beschmftigung; der ArbN darf nur gelegentlich, nicht regel-
mmßig bei dem ArbG beschmftigt sein. Eine Beschmftigungsdauer von 18 zusam-
menhmngenden Arbeitstagen darf nicht lberschritten werden, wobei der durch-
schnittliche Arbeitslohn je Arbeitstag 62 E maximal betragen darf (Satz 2 Nr. 1),
es sei denn, die Beschmftigung wird zu einem unvorhersehbaren Zeitpunkt so-
fort erforderlich (Satz 2 Nr. 2).
Abs. 2 sieht eine sog. einheitliche Pauschsteuer flr das Arbeitsentgelt aus gering-
fXgigen BeschUftigungen iSv. § 8 Abs. 1 Nr. 1 oder § 8a SGB IV vor, flr das der
ArbG Beitrmge nach § 168 Abs. 1 Nr. 1b oder 1 c (geringflgig versicherungs-
pflichtig Beschmftigte) oder nach § 172 Abs. 3 oder 3a (versicherungsfrei gering-
flgig Beschmftigte) SGB VI zu entrichten hat.
Abs. 2a regelt unter Anknlpfung an Abs. 2 die Fallgestaltungen, in denen keine
Verpflichtung zur Entrichtung pauschaler Rentenversicherungsbeitrmge besteht.
Anders als in Abs. 2 sieht das Gesetz keine einheitliche Pauschsteuer, sondern
einen Pauschsteuersatz von 20 vH vor, auf den zusmtzlich die Zuschlagsteuern
(KiSt., Solidaritmtszuschlag) zu erheben sind.
Abs. 3 lmßt die Pauschalierung bei AushilfskrUften im Bereich der Land- und Forstwirt-
schaft mit einem festen Steuersatz von 5 vH zu. Satz 2 erlmutert den Begriff der
Aushilfskraft. Die Definition wird durch Satz 3 einschrmnkend ergmnzt. Danach
zmhlen nicht zum Kreis der Aushilfskrmfte die ArbN, die zu den land- und forst-
wirtschaftlichen Fachkrmften gehqren oder die der ArbG an mehr als 180 Tagen
im Kj. beschmftigt.
Abs. 4 sieht zwei alternative Pauschalierungsausschllsse flr § 40a Abs. 1 und 3
vor. Danach ist die Pauschalierung zum einen ausgeschlossen, wenn der Arbeits-
lohn je Arbeitsstunde durchschnittlich 12 E lbersteigt (Nr. 1), zum anderen,
wenn der ArbN von demselben ArbG Arbeitslohn bezieht, der dem LStAbzug
zu unterwerfen ist (Nr. 2). Flr die Pauschalierungen nach Abs. 2 und Abs. 2 a
gelten die Pauschalierungsausschllsse nicht.
Abs. 5 verweist hinsichtlich der Rechtsfolgen der Pauschalierung gem. Abs. 1–3
auf § 40 Abs. 3 als Grundnorm.

§ 40a Anm. 1 Pauschalierung der Lohnsteuer
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Abs. 6 regelt die Erhebung der einheitlichen Pauschsteuer (nach Abs. 2) und
sieht vor, daß von dem Gesamtbetrag 90 vH auf die LSt. und je 5 vH auf den
Solidaritmtszuschlag und die KiSt. entfallen. Flr die Erhebung und Verteilung
der Steuer wird eine zentrale Zustmndigkeit der Bundesknappschaft/Verwal-
tungsstelle Cottbus begrlndet.

II. Rechtsentwicklung des § 40a

Zur Rechtsentwicklung der Pauschalierungsvorschriften allgemein s. § 40
Anm. 2.
EStReformG v. 5. 8. 1974 (BGBl. I, 1769; BStBl. I, 530): § 40a erhielt seine
heutige Gestalt als Pauschalierungsvorschrift. Die Regelung geht inhaltlich auf
§ 42a Abs. 2 Nr. 3 EStG idF vor 1975, § 35b Abs. 1 Nr. 1 LStDV 1971,
Abschn. 52c LStR 1972 sowie im Bereich der Land- und Forstwirtschaft auf
Lmndererlasse zurlck.
Gesetz zur gnderung und Vereinfachung des EStG v. 18. 8. 1980 (BGBl. I,
1537; BStBl. I, 581): Es entfiel die Ermmchtigung der FinVerw., die Pauschalie-
rung bei offensichtlicher Abweichung von der Regelbesteuerung zu untersagen.
2. HStruktG v. 22. 12. 1981 (BGBl. I, 1523; BStBl. I 1982, 235) flhrte das Er-
fordernis einer Pauschalierungsbescheinigung ein; dadurch sollte eine mehrfache
Pauschalbesteuerung bei solchen ArbN vermieden werden, die mehrere Teilzeit-
arbeitsverhmltnisse eingingen. Praktische Bedeutung hat diese Vorschrift nie er-
langt, da die FinVerw. bereits vor Inkrafttreten der Regelung auf die Vorlage der
Bescheinigung verzichtete.
Gesetz zur Vereinfachung der LStPauschalierung fer Teilzeitbeschbftigte
v. 16. 12. 1982 (BGBl. I, 1738; BStBl. I, 993) hob das Erfordernis der Pauscha-
lierungsbescheinigung wieder auf.
StReformG 1990 v. 25. 7. 1988 (BGBl. I, 1093; BStBl. I, 224): Differenzierte
Anhebung der StSmtze auf 25 vH bzw. 15 vH. Erstmalig wurde ein unterschied-
licher StSatz flr die Pauschalbesteuerung bei kurzfristig beschmftigten (25 vH)
und geringflgig beschmftigten ArbN eingeflhrt (15 vH). Die Anhebung der
StSmtze sollte die Progressionsvorteile sinnvoll begrenzen, die sich dadurch erga-
ben, daß statt einer Vollzeitbeschmftigung mehrere Teilzeitarbeitsverhmltnisse
eingegangen wurden (BTDrucks. 11/2157 zu Nr. 41, 158). Die Tagesarbeits-
lohngrenzen wurden – in Anpassung an neuere Wirtschaftsentwicklungen – von
42 DM auf 120 DM erhqht und die Pauschalierungsgrenzen bei geringflgiger
Beschmftigung, die bis dahin auf wqchentliche Lohnzahlungszeitrmume bezogen
waren (20 Stunden und 120 DM wqchentlich), auf monatliche Zeitrmume festge-
legt (86 Stunden und 520 DM monatlich). Ferner wurde die Stundenlohngrenze
flr alle Pauschalierungsfmlle von 12 DM auf 18 DM angehoben.
StgndG v. 25. 2. 1992 (BGBl. I, 297; BStBl. I, 145): In Abs. 2 Satz 2 ist die Pau-
schalierungsvoraussetzung entfallen, daß der ArbN bei dem ArbG laufend be-
schmftigt sein muß.
StMBG v. 21. 12. 1993 (BGBl. I, 2310; BStBl. I 1994, 50): Die festen Arbeits-
lohngrenzen in Abs. 2 Satz 2 und Abs. 4 wurden durch eine Verweisung auf die
monatlichen Bezugsgrqßen des § 18 Abs. 1 SGB IV an die Arbeitsentgeltgrenze
flr die Sozialversicherungsfreiheit angeglichen. Die Neuregelungen fanden erst-
mals flr den VZ 1993 Anwendung (§ 52 Abs. 30 idF des StMBG).

E 7

flr Teilzeitbeschmftigte u.a. Anm. 1–2 § 40a

2



E 8 K. J. Wagner

§ 40a Anm. 2 Pauschalierung der Lohnsteuer
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JStG 1996 v. 11. 10. 1995 (BGBl. I, 1250; BStBl. I, 438): Der StSatz flr gering-
flgig Beschmftigte (Abs. 2 Satz 1) wurde von 15 vH auf 20 vH erhqht. Abs. 4
wurde um einen weiteren Pauschalierungsausschluß ergmnzt. Die Pauschalierung
ist ausgeschlossen bei ArbN, die flr eine andere Beschmftigung von demselben
ArbG Arbeitslohn beziehen, der nach §§ 39b–39d dem LStAbzug unterworfen
wird.
JStG 1997 v. 20. 12. 1996 (BGBl. I, 2049; BStBl. I, 1523): Abs. 3 betr. die
LStPauschalierung flr Aushilfskrmfte in der Land- und Forstwirtschaft wurde
mit Wirkung ab VZ 1997 neu gefaßt. Der Pauschsteuersatz wurde von 3 vH auf
5 vH angehoben. Ferner wurde die Legaldefinition der land- und forstwirt-
schaftlichen Aushilfskrmfte prmzisiert. Es handelt sich um Personen, die flr die
Ausflhrung und flr die Dauer von Arbeiten beschmftigt werden, die nicht ganz-
jmhrig anfallen. Ferner wurde klargestellt, daß es der Eigenschaft als Aushilfs-
kraft nicht entgegensteht, wenn diese mit anderen land- und forstwirtschaft-
lichen Tmtigkeiten betraut wird, sofern die Dauer dieser Beschmftigungen 25 vH
der Gesamtbeschmftigungsdauer nicht lberschreitet. Hingegen liegt die Eigen-
schaft als Aushilfskraft nicht mehr vor, wenn der ArbN mehr als 180 Tage im
Kj. beschmftigt wird.
Ges. zur Neuregelung der geringfegigen Beschbftigungsverhbltnisse v.
24. 3. 1999 (BGBl. I, 388; BStBl. I, 302): Die Dynamisierung der Arbeitslohn-
grenzen durch Anknlpfung an die Bezugsgrenzen des § 18 Abs. 1 SGB IV ent-
fmllt. Die Arbeitslohngrenze flr die Pauschalierung wird statt dessen auf
630 DM bei monatlicher Lohnzahlung und 147 DM wqchentlich bei klrzeren
Lohnzahlungszeitrmumen festgeschrieben. Die Arbeitszeitgrenzen wurden auf-
gehoben. Die flr alle Pauschalierungsfmlle des § 40a anzuwendende Arbeits-
lohngrenze des Abs. 4 Nr. 1 wurde auf 22 DM festgeschrieben. Die Neurege-
lung findet ab dem 1. 4. 1999 Anwendung (Art. 19 des Gesetzes). Die von der
FinVerw. (BMF v. 10. 1. 2000, BStBl. I, 138) vorgesehene nbergangsregelung
flr Zahlungen zwischen dem 1. 1. 1999 und dem 31. 3. 1999 ist daher nur dekla-
ratorischer Natur.
StEntlG 1999/2000/2002 v. 24. 3. 1999 (BGBl. I, 402; BStBl. I, 304): In § 40
Abs. 3 Satz 2 wird klargestellt, daß auf den ArbN abgewmlzte pauschale LSt. als
zugeflossener Arbeitslohn gilt und die Bemessungsgrundlage nicht mindert
(s. § 40 Anm. 43). Wegen der Verweisung in Abs. 5 gilt die Neuregelung auch
flr die Pauschalierungsfmlle des § 40a, sofern der Arbeitslohn nach dem
31. 3. 1999 zugeflossen ist (§ 52 Abs. 53 idF des StEntlG 1999/2000/2002). Die
FinVerw. (BMF v. 10. 1. 2000 aaO) wendet die nbergangsregelung zudem auf
Zufllsse nach dem 1. 4. 1999 an, wenn Arbeitslohn flr Lohnzahlungszeitrmume
bis einschließlich Mmrz 1999 abgerechnet wird.
StEuglG v. 19. 12. 2000 (BGBl. I, 1790; BStBl. I 2001, 3): Die DM-Betrmge
werden mit Wirkung ab dem 1. 1. 2002 auf Euro-Werte angepaßt. Dabei wurde
die frlhere 630-DM-Grenze geringflgig auf 325 E erhqht. Zugleich entfmllt die
Wochenlohngrenze in Abs. 2.
2. Ges. fer moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt v. 23. 12. 2002
(BGBl. I, 4621; BStBl. I 2003, 3): Abs. 2 wurde neu gefaßt und eine sog. einheit-
liche Pauschsteuer von 2 vH flr die Fmlle eingeflhrt, in denen der ArbG zur
Entrichtung pauschaler Rentenversicherungsbeitrmge verpflichtet ist. Die Ar-
beitslohngrenze wurde durch eine Bezugnahme auf sozialversicherungsrecht-
liche Vorschriften ersetzt und im Rahmen der Verweisung auf 400 E angehoben.
Abs. 2 a wurde eingeflgt und enthmlt in Anlehnung der frlheren Regelung des
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Abs. 2 eine Pauschalierungsmqglichkeit von 20 vH flr geringflgige Beschmfti-
gungsverhmltnisse, in denen keine pauschalen Rentenversicherungsverhmltnisse
zu entrichten sind. In Abs. 4 wurde die Verweisung auf Abs. 1 und 3 beschrmnkt.
Abs. 6, der die Erhebung der einheitlichen Pauschsteuer regelt, wurde neu einge-
flgt.
Die Neuregelungen finden bei laufenden Bezlgen flr nach dem 31. 3. 2003
endende Lohnzahlungszeitrmume und bei sonstigen Bezlgen flr Zufllsse nach
dem 31. 3. 2003 Anwendung.

III. Bedeutung des § 40a

In Ergmnzung zu § 40 erqffnet § 40a flr abschließend aufgezmhlte Fallgruppen
in den Bereichen der Teilzeitbeschmftigung und der geringflgigen Beschmftigung
zusmtzliche Pauschalierungsmqglichkeiten. Dem ArbG steht ein Pauschalie-
rungswahlrecht zu. Der Gesetzgeber spricht zusammenfassend von der LStPau-
schalierung flr Teilzeitbeschmftigte und geringflgig Beschmftigte.
Gesetzessystematik: Als Pauschalierungsvorschrift ist § 40a wie § 40 dem Ab-
schnitt „Steuererhebung“ im EStG zugeordnet und damit eine Sondervorschrift
zum LStAbzugsverfahren. Anstelle der individuellen Besteuerung der Bezlge
aufgrund arbeitnehmerbezogener Besteuerungsmerkmale treten feste StSmtze.
Die in Abs. 2, 6 normierte Erhebung einer einheitlichen Pauschsteuer von 2 vH
des Arbeitsentgelts, die zugleich auch die Zuschlagsteuern erfaßt, ist ein Bruch
innerhalb des Systems der Pauschalierungsvorschriften. Hinsichtlich der Rechts-
folgen verweist Abs. 5 auf § 40 Abs. 3.
Vereinfachungszweck: Die Besteuerung des Arbeitslohns mit festen StSmtzen
dient der Verfahrensvereinfachung, indem auf eine aufwendige Ermittlung des
individuellen StSatzes verzichtet wird. Der ArbG erhmlt flr bestimmte Gruppen
von Teilzeitbeschmftigten die Mqglichkeit, sich seiner Verpflichtung zur Erhe-
bung der LSt. unabhmngig von LStKarten und LStTarifen, dh. ohne Rlcksicht
auf StKlassen, Kinderzahl und Freibetrmge, zu entledigen. Dem entspricht, daß
die Vorlage der LStKarte entbehrlich ist. Ein weiterer Vereinfachungseffekt
zugunsten des ArbG folgt aus den gemilderten Aufzeichnungspflichten (s.
Anm. 15). Flr den ArbN wird damit eine weitgehend formlose Eingehung eines
Arbeitsverhmltnisses ermqglicht und durch den Verzicht auf die Vorlage der
LStKarte die Offenbarung persqnlicher Verhmltnisse erspart. Die Einschaltung
der Bundesknappschaft/Verwaltungsstelle Cottbus in die Erhebung der einheit-
lichen Pauschsteuer lmuft dem Vereinfachungszweck zwar insoweit zuwider, als
eine weitere Behqrde mit LStPauschalierung befaßt wird, hat aber den Vorteil,
daß Rentenversicherungsbeitrmge und Steuer von einer Stelle eingezogen wer-
den. Flr die FinVerw. entfmllt wegen Abs. 5 iVm. § 40 Abs. 3 die Einbeziehung
der nach § 40a pauschal besteuerten Bezlge in das Veranlagungsverfahren des
ArbN. Schließlich machen allerdings die vier nacheinander bestehenden unter-
schiedlichen Pauschsteuersmtze die Vorschrift recht unlbersichtlich; der Verein-
fachungszweck der Regelung wird dadurch (jedenfalls teilweise) konterkariert.
Farderungszweck: Die Pauschalbesteuerung nach § 40a beinhaltet in mehr-
facher Weise Steuerverglnstigungen:
p Der Steuersatz von 25 vH (Abs. 1) bei kurzfristiger Beschmftigung flhrt flr den

ArbN jedenfalls dann zu einer Steuerersparnis, wenn der individuelle (Grenz-)
Steuersatz den Pauschsteuersatz lbersteigt.

§ 40a Anm. 2–3 Pauschalierung der Lohnsteuer
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p Der besonders niedrige Steuersatz von 2 vH (Abs. 2) ist Folge der Verknlpfung des
Pauschalierungstatbestands mit der Verpflichtung zur Abflhrung pauschaler
Rentenversicherungsbeitrmge. Er soll in Interesse einer Fqrderung des Ar-
beitsmarkts sicherstellen, daß die sog. Mini-Jobs mit ihrer Gesamtbelastung
von Rentenversicherungsbeitrmgen und Steuer attraktiv bleiben. Bei in der ge-
setzlichen Krankenversicherung beschmftigten ArbN betrmgt die Gesamtbela-
stung 25 vH (12 vH Rentenversicherung, 11 vH Krankenversicherung, 2 vH
Pauschalsteuer), bei sog. Mini-Jobs in Privathaushalten nur 12 vH (5 vH Ren-
tenversicherung, 5 vH Krankenversicherung, 2 vH Pauschalsteuer).

p Der Steuersatz von 20 vH (Abs. 2 a) bei geringflgiger Beschmftigung, die nicht
unter Abs. 2 a fmllt, liegt nach Absenkung des Eingangssteuersatzes ab dem
VZ 2004 hqher als der Eingangssteuersatz. Gleichwohl kann die Pauschalie-
rung flr eine Vielzahl von ArbN vorteilhaft bleiben (s. auch Anm. 38). Flr
die ArbG soll die Vorschrift einen Anreiz daflr schaffen, Teilzeitbeschmftigte
bei Personalengpmssen (zB wegen krankheitsbedingter Ausfmlle) oder flr lau-
fende Aushilfsarbeiten einzustellen (FG Mlnster v. 29. 11. 1983, EFG 1984,
290, rkr.).

p Der niedrige Steuersatz von 5 vH (Abs. 3) in den Pauschalierungsfmllen bei land-
u. forstwirtschaftlichen Aushilfskrmften ist uE eine rechtspolitisch bedenk-
liche Subvention. Sie geht darauf zurlck, daß zu Kriegszeiten der Einsatz
von Aushilfskrmften wegen des steigenden Arbeitsanfalls gefqrdert werden
sollte (RdF v. 2. 6. 1943, RStBl., 457). Heute wird die Subvention damit ge-
rechtfertigt, daß auf diese Weise dem im Bereich der Landwirtschaft stark
wechselnden Bedarf an Arbeitskrmften Rechnung getragen wird. Zugleich
werden stl. glnstige Beschmftigungsmqglichkeiten flr bestimmte Personen-
gruppen geschaffen (zB Einsatz von Schllern, Studenten als Erntehelfer), bei
denen lber das Jahr gesehen keine ESt. anfmllt (vgl. BFH v. 17. 2. 1995 VI R
51/94, BStBl. II, 392).

§ 40a bedeutet außerdem eine Steuerbeglnstigung flr diejenigen ArbN, die
selbst oder – bei gemeinsamer Veranlagung – deren Ehegatten weitere Ein-
klnfte beziehen. Durch die Pauschalierung wird die Zusammenrechnung smmt-
licher erzielter Einklnfte vermieden und damit die Progressionswirkung des
EStTarifs teilweise ausgeschaltet.
Die mit der Pauschalierung verbundenen Steuerbeglnstigungen sind vom Ge-
setzgeber zur Fqrderung der Teilzeitbeschmftigung gewollt. Insoweit verfolgt die
Vorschrift auch arbeitsmarktpolitische Ziele (glA BFH v. 3. 6. 1982 VI R 48/79,
BStBl. II, 710; Trzaskalik in K/S/M, § 40a Rn. A 1; BlOmich/Heuermann,
§ 40 a Rn. 3).
Wirtschaftliche Bedeutung: Mit der Einflhrung einer StBefreiung flr gering-
flgige Beschmftigungen ab dem 1. 4. 1999 (§ 3 Nr. 39) war die Bedeutung der
LStPauschalierung bei geringflgiger Beschmftigung (Abs. 2) zurlckgegangen.
Mit der ab dem 1. 4. 2003 geltenden Regelung des Abs. 2 a hat die praktische Be-
deutung wieder zugenommen, da nunmehr eine Vielzahl der geringflgig Be-
schmftigten wieder unter den Pauschalierungstatbestand fmllt. Wegen der niedri-
gen StSmtze dlrfte das Steueraufkommen aber gering bleiben. Aber auch der
Pauschalierung bei kurzfristiger Beschmftigung (Abs. 1) und der Pauschalierung
bei Aushilfskrmften in der LuF (Abs. 3) kommt weiterhin besondere Bedeutung
zu. Die Pauschalierung nach Abs. 2 a bleibt attraktiv, wenn die Voraussetzungen
einer nach Abs. 2 a zu pauschalierenden geringflgigen Beschmftigung nicht er-
flllt sind. Die glnstigen StSmtze stellen – neben der erwlnschten Fqrderung der
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Teilzeitbeschmftigung – allerdings einen Anreiz zum Mißbrauch dar, zB durch
Fingierung von Arbeitsverhmltnissen, insb. bei Familienangehqrigen des ArbG,
durch Begrlndung von Teilzeitarbeitsverhmltnissen, zur Verschleierung zusmtz-
licher Zahlungen oder durch Aufspaltung einheitlicher Arbeitsverhmltnisse in
mehrere Teilzeitarbeitsverhmltnisse, auch wenn letzteres durch Abs. 4 Nr. 2 er-
schwert ist (s. auch Anm. 6).

IV. Geltungsbereich des § 40a

Sachlicher Geltungsbereich: Die Pauschalierung nach § 40a ist ausschließlich
flr die arbeitnehmerbezogenen Pauschalierungsfmlle der Abs. 1–3 zulmssig; der
Teilzeitbeschmftigte muß eine nichtselbstmndige Tmtigkeit iSd. § 19 auslben. Im
Rahmen anderer Einkunftsarten kommt eine Pauschalbesteuerung nach § 40a
ebensowenig in Betracht wie bei Einklnften aus nichtselbstmndiger Tmtigkeit, die
nicht unter die abschließend aufgeflhrten Pauschalierungstatbestmnde fallen.
Persanlicher Geltungsbereich: Wie die Pauschalierung nach § 40 kann der
ArbG die Pauschalbesteuerung sowohl bei unbeschrmnkt als auch bei beschrmnkt
stpfl. ArbN wmhlen (s. § 40 Anm. 4). Zur Problematik der pauschalen LKiSt. bei
Teilzeitbeschmftigten, die nicht zu einer steuererhebungsberechtigten Religions-
gemeinschaft gehqren, s. Anm. 58 sowie § 40 Anm. 62–64.

V. Verhbltnis des § 40a zu anderen Vorschriften

1. Verhbltnis zu anderen lohnsteuerrechtlichen Vorschriften

a) Verhbltnis zu den anderen Pauschalierungsvorschriften
Verhbltnis zu § 40 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2:
E Anwendbarkeit von § 40 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 neben § 40a: Gewmhrt der ArbG
Teilzeitbeschmftigten sonstige Bezlge, ist neben der Pauschalierung nach § 40a
eine Pauschalversteuerung nach § 40 Abs. 1 Nr. 1 oder nach § 40 Abs. 2 mqg-
lich. Dies folgt zum einen daraus, daß § 40a – anders als § 40b – keine Sperrvor-
schrift gegenlber § 40 enthmlt, zum anderen aber auch aus § 40 Abs. 2 Satz 3
Halbs. 2. Nach dieser Vorschrift sind die nach § 40 Abs. 2 Satz 2 pauschal be-
steuerten ArbGLeistungen flr Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstmtte
nicht auf die Pauschalierungsgrenzen des § 40a Abs. 1–4 anzurechnen. Enthmlt
danach § 40 eine spezielle Vorschrift lber die Anrechnung bestimmter pauschal
besteuerter sonstiger Bezlge auf die Pauschalierungsgrenzen des § 40a, lmßt dies
den Schluß zu, daß § 40 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 neben § 40a anwendbar sind
(glA BlOmich/Heuermann, § 40 a Rn. 12; aA Barein in L/B/P, § 40a Rn. 17).
Der ArbG kann folglich die glnstigste Pauschalierungsmqglichkeit wmhlen.
E Anrechnung sonstiger nach § 40 besteuerter BezXge auf die Pauschalierungsgrenzen des
§ 40 a: Da nach § 40 Abs. 2 Satz 3 Halbs. 2 nur die nach § 40 Abs. 2 Satz 2 pau-
schal besteuerten Bezlge nicht auf die Arbeitslohngrenzen des § 40a angerech-
net werden mlssen, folgt daraus im Umkehrschluß, daß die lbrigen nach § 40
pauschal besteuerten Bezlge auf die Pauschalierungsgrenzen des § 40a anzu-
rechnen sind. Damit soll vermieden werden, daß die Arbeitslohngrenzen durch
die Gewmhrung sonstiger Bezlge unterlaufen werden (BlOmich/Heuermann,
§ 40 a Rn. 12; Trzaskalik in K/S/M, § 40a Rn. A 5; Giloy, BB 1985, 923 [926]).
Die sonstigen Bezlge sind auf die Pauschalierungsgrenzen anzurechnen, sobald
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sie dem ArbN zufließen (FG Berlin v. 30. 5. 1980, EFG 1980, 564, rkr.; aA FG
Rhld.-Pf. v. 28. 10. 1985, EFG 1986, 202, rkr.; R 128 Abs. 5 LStR 2004). Dies
folgt aus § 38 Abs. 2 Satz 2 iVm. § 38a Abs. 1, da es sich bei § 40a nicht um eine
den Zuflußzeitpunkt regelnde Besteuerungsvorschrift handelt. § 38 Abs. 2
Satz 2 bleibt als allg. den Zufluß regelnde Norm anwendbar.
Verhbltnis zu § 40 Abs. 1 Nr. 2: Hat der ArbG flr ArbN, bei denen die Vor-
aussetzungen flr eine Besteuerung des Arbeitslohns nach § 40a vorgelegen ha-
ben, die LSt. in einer grqßeren Zahl von Fmllen nicht ordnungsgemmß einbehal-
ten, kann er wmhlen, ob die Nachversteuerung nach § 40a oder nach § 40 Abs. 1
Nr. 2 erfolgt. Dies folgt aus dem Umstand, daß sowohl die Pauschalierung nach
§ 40 als auch nach § 40a im Ermessen des ArbG steht. Insoweit steht es dem
ArbG frei, nach welcher Vorschrift er die Besteuerung vornimmt, sofern die
Voraussetzungen beider Pauschalierungsmqglichkeiten erflllt sind. Hat der
ArbG zu Unrecht nach § 40a pauschaliert, etwa weil die Arbeitslohngrenzen
lberschritten oder die persqnlichen Voraussetzungen des § 40a Abs. 3 in der
Person des ArbN nicht erflllt sind, kann der ArbG den gesamten gewmhrten Ar-
beitslohn nach § 40 Abs. 1 Nr. 2 nachversteuern (BlOmich/Heuermann, § 40 a
Rn. 13). Eine Nachversteuerung nur des die Pauschalierungsgrenzen lberschrei-
tenden Lohnanteils kommt allerdings nicht in Betracht, da das nberschreiten
der Grenzen die Pauschalierung nach § 40a vollstmndig ausschließt; dies gilt auch
bereits bei einem geringflgigen nberschreiten. Die Nachversteuerung nach § 40
Abs. 1 Nr. 2 ist auch mqglich, wenn der ArbG unzutreffenderweise eine Pau-
schalierung nach Abs. 2 vorgenommen hat; hinsichtlich der an die Bundes-
knappschaft/Verwaltungsstelle Cottbus entrichteten einheitlichen Pauschsteuer
steht dem ArbG ein Erstattungsanspruch zu.
Verhbltnis zu § 40b: § 40a schließt die Pauschalbesteuerung flr Zukunfts-
sicherungsleistungen bei Teilzeitbeschmftigten nach § 40b nicht aus. Dabei trmgt
der ArbG allerdings das Haftungsrisiko flr den Umstand, ob das Teilzeitarbeits-
verhmltnis als erstes Dienstverhmltnis iSd. § 40b Abs. 2 Satz 1 anzusehen ist
(BFH v. 8. 12. 1989 VI R 165/86, BStBl. II 1990, 398). Die nach § 40b pauschal
besteuerten Bezlge sind mangels einer § 40 Abs. 2 Satz 3 Halbs. 2 vergleichba-
ren Ausnahmevorschrift jedoch auf die Arbeitslohngrenzen des § 40a anzurech-
nen (BFH v. 13. 1. 1989 VI R 66/87, BStBl. II, 1030; v. 26. 11. 2002 VI R 68/
01, BStBl. II 2003, 492; R 128 Abs. 5 LStR 2004).

b) Verhbltnis zum Regelbesteuerungsverfahren
Pauschalierungswahlrecht des Arbeitgebers: Aufgrund des Pauschalierungs-
wahlrechts steht dem ArbG frei, ob er nach § 40a pauschaliert oder den Arbeits-
lohn nach den allg. Vorschriften besteuert (s. auch Anm. 17). Zur Interessenlage
des ArbN wegen des Fqrderungszwecks von § 40a s. Anm. 3. Der ArbNPausch-
betrag gem. § 9 a Nr. 1 kommt nicht zur Anwendung; die Pauschalierung
schließt den WKAbzug beim ArbN generell aus.
Einheitliche Behandlung der Bezege eines Arbeitnehmers:
E Grundsatz: Innerhalb eines Beschmftigungsverhmltnisses sind die Lohnzahlun-
gen an den ArbN grds. einheitlich zu behandeln. Dem ArbG steht im Rahmen
der Tatbestandsvoraussetzungen nur das Wahlrecht zu, ob er den gezahlten
Lohn insgesamt dem Regelbesteuerungsverfahren unterwirft oder pauschal ver-
steuert. Das Beschmftigungsverhmltnis kann nicht in ein dem normalen StAbzug
unterliegendes Arbeitsverhmltnis und ein Pauschalierungsarbeitsverhmltnis aufge-
spalten werden (BFH v. 27. 7. 1990 VI R 20/89, BStBl. II, 931; v. 8. 7. 1993 VI
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R 78/91, BFH/NV 1994, 22; FG Mlnster v. 10. 2. 1994, EFG 1995, 220, rkr.).
Dies ist durch Abs. 4 Nr. 2 gesetzlich klargestellt; danach ist die Pauschalierung
in den Fmllen des § 40a Abs. 1 und 3 ausgeschlossen, wenn der ArbN flr eine
andere Beschmftigung von demselben ArbG Arbeitslohn bezieht, der nach
§§ 39b–39d dem LStAbzug unterworfen wird (s. Anm. 56). Flr die Pauschalie-
rungen nach Abs. 2, 2 a gilt die Regelung nicht. Folglich kqnnen die Arbeitslohn-
grenzen des § 40a Abs. 1 und 3 nicht dadurch unterlaufen werden, daß ArbG
und ArbN zivilrechtlich mehrere Arbeitsverhmltnisse begrlnden. Ein die Pau-
schalierung ausschließendes einheitliches Beschmftigungsverhmltnis ist anzuneh-
men, wenn bei Abschluß mehrerer Arbeitsvertrmge die Vertragsparteien iden-
tisch waren (glA BlOmich/Heuermann, § 40 a Rn. 7; Trzaskalik in K/S/M,
§ 40a Rn. B 5; v. Bornhaupt, BB 1991, 120; Barein in L/B/P, § 40a Rn. 13).
Die Pauschalierungseinschrmnkung gilt auch dann, wenn der ArbN in verschie-
denen Betrieben eines ArbG in unterschiedlichen Tmtigkeitsbereichen beschmf-
tigt wird, da der ArbGBegriff nicht betriebsbezogen zu verstehen ist (aA FG
Mlnster v. 21. 2. 2003, EFG 2003, 864, Rev. VI R 23/03).
E GeringfXgige BeschUftigung: Bei den geringflgig Beschmftigten nach Abs. 2, 2 a fin-
det Abs. 4 Nr. 2 ausdrlcklich keine Anwendung. In diesen Fmllen ist zwar eine
mehrfache Tmtigkeit flr einen ArbG nicht ausgeschlossen; da die sozialversiche-
rungsrechtliche Regelung (§ 8 SGB IV) jedoch eine Zusammenrechnung mehre-
rer geringflgiger Beschmftigungen vorsieht, ergibt sich damit auch flr Abs. 2, 2 a
eine Zusammenrechnung der Bezlge, so daß – auch ArbG-lbergreifend – die
Pauschalierungsvoraussetzungen durch eine Aufteilung eines Arbeitsverhmltnis-
ses in mehrere geringflgige Beschmftigungen nicht unterlaufen werden kqnnen.
Deshalb wurde die Verweisung in Abs. 4 insoweit entbehrlich. Allerdings sieht
§ 8 Abs. 2 Satz 1 SGB IV von einer Zusammenrechnung ab, wenn eine nicht ge-
ringflgige mit einer oder mehreren geringflgigen Beschmftigungen zusammen-
trifft. Damit ist nach dem Gesetzeswortlaut wieder offen, ob die geringflgige
Nebentmtigkeit auch beim ArbG der Haupttmtigkeit ausgelbt werden kann. UE
spricht wegen des ausdrlcklichen Verweisungsauschlusses in Abs. 4 einiges da-
flr, daß nunmehr eine geringflgige Beschmftigung auch beim ArbG der Haupt-
tmtigkeit ausgelbt werden kann, auch wenn dies wieder zu mißbrmuchlichen Ge-
staltungen flhren kann. UE wird zumindest eine nach objektiven Kriterien
vorzunehmende Abgrenzbarkeit der Tmtigkeiten erforderlich sein. Damit scheint
nach der jetzt geltenden Rechtslage die betriebsbezogene Auslegung des ArbG-
Begriffs durch das FG Mlnster (v. 21. 2. 2003 aaO) – allerdings nur – flr die ge-
ringflgigen Beschmftigungsverhmltnisse vertretbar zu sein.
E VerhUltnis von Einnahmen aus hauptberuflicher und ehrenamtlicher TUtigkeit: Nach
BFH v. 4. 8. 1994 VI R 94/93 (BStBl. II, 944) konnten Zahlungen an ArbN, die
diese neben ihren Einklnften aus einer hauptberuflichen Tmtigkeit vom gleichen
ArbG flr zusmtzlich ausgelbte ehrenamtliche Tmtigkeiten erhalten, pauschal ver-
steuert werden. Diese Mqglichkeit ist – als Reaktion des Gesetzgebers auf diese
Entscheidung des BFH – seit dem VZ 1996 gesetzlich ausgeschlossen (Abs. 4
Nr. 2, s. Anm. 56).
E VerhUltnis von VersorgungsbezXgen zu Einnahmen aus laufender BeschUftigung: Erhmlt
der ArbN neben den Arbeitslohnzahlungen aus einer noch ausgelbten Tmtigkeit
Versorgungsbezlge aus einer frlheren Tmtigkeit beim selben ArbG, ist die Pau-
schalierung der laufenden Bezlge aus aktiver Tmtigkeit trotz der Regelung in
Abs. 4 Nr. 2 auch in den Pauschalierungsfmllen nach Abs. 1 und Abs. 3 zulmssig
(s. Anm. 56).
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Wechsel der Erhebungsart: Trotz des Pauschalierungswahlrechts (s. Anm. 17)
darf der ArbG nicht beliebig innerhalb eines Kalenderjahres zwischen Pauscha-
lierung und Regelbesteuerung wechseln, sofern der Wechsel nur dazu dienen
soll, den ArbNPauschbetrag auszunutzen (BFH v. 20. 12. 1991 VI R 32/89,
BStBl. II 1992, 695; v. 26. 11. 2003 VI R 10/99, bislang n.v.; FG Ba.-Wlrtt. v.
13. 4. 1989, EFG 1989, 540, rkr.). Hingegen ist ein Wechsel aus im Arbeitsver-
hmltnis wurzelnden triftigen Grlnden mqglich, etwa weil die Arbeitslohngrenzen
lber- oder unterschritten werden oder der ArbN in den Ruhestand oder Vorru-
hestand tritt und ein neues Teilzeitarbeitsverhmltnis begrlndet wird. Bei in der
Hqhe wechselnden Bezlgen ist nach dem Wortlaut des § 40a ein mehrfacher
Wechsel der Erhebungsart nicht ausgeschlossen; hier ist jedoch stets zu prlfen,
ob die wechselnden Bezlge nicht auf einer unzulmssigen Spaltung eines einheit-
lichen Arbeitsverhmltnisses beruhen. Es liegt jedoch kein mißbrmuchlicher Wech-
sel der Erhebungsart vor, wenn der ArbG sich nach Ablauf des VZ entscheidet,
statt der Pauschalierung das Regelbesteuerungsverfahren durchzuflhren. Vor-
aussetzung ist aber, daß hinsichtlich des Steueranspruchs noch keine Festset-
zungsverjmhrung eingetreten ist und eine jnderung des LStAbzugs noch mqg-
lich ist, also die LStBescheinigung noch nicht ausgeschrieben ist (§ 41c Abs. 3
Satz 1, BFH v. 26. 11. 2003 VI R 10/99, bislang n.v.; vgl. FG Brandenb. v.
16. 7. 1998, EFG 1998, 1409, rkr.).

2. Verhbltnis zur steuerfreien geringfegigen Beschbftigung, § 3 Nr. 39 aF
Die seit dem 1. 4. 1999 bestehende Mqglichkeit einer stfreien geringflgigen Be-
schmftigung ist mit Ablauf des 31. 3. 2003 entfallen. Wmhrend des Glltigkeits-
zeitraums galt flr das Verhmltnis zu § 40a folgendes:

Verhbltnis zur kurzfristigen Beschbftigung (Abs. 1): Flr die Besteuerung des Ar-
beitslohns aus einer kurzfristigen Beschmftigung iSd. Abs. 1 hatte § 3 Nr. 39 keine Be-
deutung, da kurzfristige Tmtigkeiten – sofern sie nicht zugleich die Voraussetzungen ei-
ner geringflgigen Beschmftigung erflllen – nicht durch den Befreiungstatbestand
erfaßt waren.
Verhbltnis zur Beschbftigung in geringem Umfang und gegen geringen Arbeits-
lohn (Abs. 2): Lagen die Voraussetzungen einer stfreien geringflgigen Beschmftigung
nach § 3 Nr. 39 vor, trat die StFreiheit kraft Gesetzes ein. Der ArbG war demnach ver-
pflichtet, den Arbeitslohn stfrei an den ArbN auszuzahlen. Eine Pauschalierung war
nicht zulmssig. Insoweit erstreckte sich das Pauschalierungswahlrecht des ArbG nicht
auf die Frage, ob dem Grunde nach stpfl. Arbeitslohn vorliegt, sondern nur auf die
Wahl des Erhebungsverfahrens (s. Anm. 17). Legte also der ArbN eine Freistellungsbe-
scheinigung vor, war der ArbG nur noch zur Prlfung verpflichtet, ob die lbrigen Vor-
aussetzungen der StBefreiung erflllt waren, insbes., ob die Arbeitslohngrenze nicht
lberschritten war. Nur wenn die StBefreiung nicht zum Tragen kam, konnte eine Pau-
schalierung nach Abs. 2 in Betracht kommen.
E Nebeneinander von stfreier und pauschal besteuerter BeschUftigung: Der ArbN konnte neben
einer stfreien geringflgigen Beschmftigung nach § 3 Nr. 39 eine weitere Beschmftigung
auslben, bei der der Arbeitslohn nach Abs. 2 pauschal versteuert wurde. Die pauschal
versteuerten Bezlge standen der StBefreiung nicht entgegen, da sie wegen Abs. 5 iVm.
§ 40 Abs. 3 nicht zu den positiven Einklnften iSd. § 3 Nr. 39 zmhlten. Umgekehrt
schlossen die stfreien Einnahmen die Pauschalierung nicht aus, da sie nicht auf die Ein-
kunftsgrenzen des § 40a anzurechnen waren (s. Anm. 22). Eine stfreie geringflgige Be-
schmftigung nach § 3 Nr. 39 und eine Beschmftigung in geringem Umfang und gegen
geringen Arbeitslohn nach Abs. 2 bei demselben ArbG waren jedoch als einheitliches
Beschmftigungsverhmltnis anzusehen, so daß der Arbeitslohn als aus einer Beschmfti-
gung bezogen anzusehen war und regelmmßig sowohl die Grenzen der StFreiheit nach
§ 3 Nr. 39 als auch die Pauschalierungsgrenzen lberschritten worden sind. Dies galt
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ungeachtet dessen, daß diese Fallkonstellation von Abs. 4 Nr. 2 nicht erfaßt war
(s. Anm. 56).
Verhbltnis zur Pauschalierung bei Aushilfskrbften in der Land- und Forstwirt-
schaft (Abs. 3): Auch bei der Pauschalierung nach Abs. 3 kam eine stfreie Beschmfti-
gung nach § 3 Nr. 39 in Betracht. Wegen des niedrigen Pauschsteuersatzes war jedoch
stets zu bedenken, ob es flr den ArbN nicht glnstiger gewesen wmre, die StFreiheit im
Rahmen eines anderweitigen Beschmftigungsverhmltnisses außerhalb der LuF in An-
spruch zu nehmen.

3. Verhbltnis zu Vorschriften der Sozialversicherung
Die Abgabenbelastung der Stpfl. wird bei Teilzeitbeschmftigten neben der StBe-
lastung vor allem auch durch die Hqhe der auf den Arbeitslohn entfallenden So-
zialversicherungsabgaben bestimmt. Die Kriterien, unter welchen Voraussetzun-
gen Arbeitslohn einerseits stfrei oder pauschalierungsfmhig und andererseits der
Sozialversicherungspflicht unterliegt, sind trotz wiederholter jnderungen nicht
deckungsgleich. Die fehlende Abgestimmtheit der verschiedenen Regelungsbe-
reiche ist angesichts der vielfmltigen Berlhrungspunkte bedenklich und bereitet
in der Praxis Schwierigkeiten. Sozialversicherungsrechtlich sind die Pauschalie-
rungsfmlle der Abs. 1, 2 und 2a unter dem Begriff der geringflgigen Beschmfti-
gung zusammengefaßt (§ 8 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 und § 8a SGB IV).

§ 8 SGB IV

Ge r i ng f eg i g e Be s ch b f t i g ung und
ge r i n g f eg i g e s e l b s t b nd i g e Tb t i g ke i t

(1) Eine geringflgige Beschmftigung liegt vor, wenn
1. das Arbeitsentgelt aus dieser Beschmftigung regelmmßig im Monat 400 Euro nicht lber-

steigt,
2. die Beschmftigung innerhalb eines Kalenderjahres auf lmngstens zwei Monate oder 50

Arbeitstage nach ihrer Eigenart begrenzt zu sein pflegt oder im voraus vertraglich be-
grenzt ist, es sei denn, dass die Beschmftigung berufsmmßig ausgelbt wird und ihr Ent-
gelt 400 Euro im Monat lbersteigt.

(2) 1Bei der Anwendung des Absatzes 1 sind mehrere geringflgige Beschmftigungen nach
Nummer 1 oder Nummer 2 sowie geringflgige Beschmftigungen nach Nummer 1 mit
Ausnahme einer geringflgigen Beschmftigung nach Nummer 1 und nicht geringflgige Be-
schmftigungen zusammenzurechnen. 2Eine geringflgige Beschmftigung liegt nicht mehr
vor, sobald die Voraussetzungen des Absatzes 1 entfallen. 3Wird bei der Zusammenrech-
nung nach Satz 1 festgestellt, dass die Voraussetzungen einer geringflgigen Beschmftigung
nicht mehr vorliegen, tritt die Versicherungspflicht erst mit dem Tage der Bekanntgabe
der Feststellung durch die Einzugsstelle oder einen Trmger der Rentenversicherung ein.

§ 8a SGB IV

Ge r i ng f eg i g e Be s ch b f t i g ung i n P r i va t h au sh a l t e n
1Werden geringflgige Beschmftigungen ausschließlich in Privathaushalten ausgelbt, gilt
§ 8. 2Eine geringflgige Beschmftigung im Privathaushalt liegt vor, wenn diese durch einen
privaten Haushalt begrlndet ist und die Tmtigkeit sonst gewqhnlich durch Mitglieder des
privaten Haushalts erledigt wird.

§ 40a Anm. 7–8 Pauschalierung der Lohnsteuer
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Tabellarische nbersicht:

Kurzfristige Beschbftigung Geringfegige Beschbftigung

§ 40a Abs. 1 § 8 Abs. 1 Nr. 2
SGB IV

§ 40a Abs. 2, 2a § 8 Abs. 1 Nr. 1,
§ 8a SGB IV

• gelegentliche, nicht
regelmmßig wieder-
kehrende Beschmfti-
gung

• Beschmftigung in-
nerhalb eines Jah-
res seit ihrem Be-
ginn auf lmngstens
2 Monate oder
50 Arbeitstage be-
grenzt

• Arbeitslohn darf
bei monatlicher
Lohnzahlung
400 E nicht lber-
steigen

• Arbeitslohn darf
400 E monatlich
regelmmßig nicht
lbersteigen

• Dauer der Beschmf-
tigung lbersteigt
18 Tage nicht

• keine berufsmmßige
Auslbung

• Arbeitslohn lber-
steigt wmhrend der
Beschmftigungs-
dauer 62 E je Ar-
beitstag nicht oder
die Beschmftigung
wird zu einem un-
vorhergesehenen
Zeitpunkt sofort
erforderlich

• Arbeitslohn darf
400 E im Monat
nicht lbersteigen

• Arbeitslohngrenze
12 E durchschnitt-
lich je Arbeits-
stunde

Mit dem 2. Gesetz flr moderne Dienstleistungen (s. Anm. 2) ist die sozialver-
sicherungsrechtliche Behandlung der geringflgigen Beschmftigung ab dem
1. 4. 2003 in weiten Teilen nun geregelt worden. Danach sind alle geringflgigen
Beschmftigungsverhmltnisse in das sozialversicherungsrechtliche Meldeverfahren
integriert. Zustmndig ist seit dem 1. 4. 2003 die Bundesknappschaft. Flr die
ArbN sind die geringflgigen Beschmftigungen in weitem Umfang sozialversiche-
rungsfrei. Statt dessen fallen pauschale ArbG-Beitrmge an.
Krankenversicherung: Flr geringflgig entlohnte Beschmftigungen iSd. § 8
Abs. 1 Nr. 1 SGB IV sind vom ArbG pauschale Krankenversicherungsbeitrmge
iHv. 11 vH des Arbeitsentgelts zu entrichten, flr Beschmftigungen in Privathaus-
halten iSd. § 8 a SGB IV betrmgt der Beitragssatz 5 vH (§ 249b SGB V). Da so-
wohl die Verpflichtung zur Entrichtung von Krankenversicherungsbeitrmgen als
auch die Pauschalierungsvoraussetzungen an die Regelung in § 8 Abs. 1 Nr. 1
SGB IV anknlpfen, kommt es sowohl sozialversicherungsrechtlich als auch
strechtlich zu einer zu begrlßenden einheitlichen Beurteilung.
Bei kurzfristigen Beschmftigungen iSv. § 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV fallen keine
Krankenversicherungsbeitrmge an. Da der sozialversicherungsrechtliche Begriff
der kurzfristigen Tmtigkeit wegen der unterschiedlichen Tatbestandsvorausset-
zungen – Abs. 1 verweist anders als Abs. 2, Abs. 2 a nicht auf § 8 SGB IV –
nicht mit dem strechtlichen identisch ist, kann es bei Pauschalierungen nach
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Abs. 1 zu einer Sozialversicherungspflicht kommen, sofern zwar die lstrecht-
lichen Pauschalierungsvoraussetzungen erflllt sind, nicht aber die sozialver-
sicherungsrechtlichen Grenzen eingehalten sind. So kann zB bei wiederholter
Beschmftigung unter 18 Tagen eine Pauschalversteuerung zulmssig sein (s.
Anm. 28), wmhrend die sozialversicherungsrechtliche Beitragsfreiheit wegen
nberschreitung der auf das Kj. bezogenen 50-Tage-Grenze entfmllt. Die gleiche
Problematik ergibt sich bei Pauschalierungen iSv. Abs. 3, da das Sozialversiche-
rungsrecht keine Sonderregelungen flr Aushilfskrmfte in der Land- und Fort-
wirtschaft vorsieht.
Rentenversicherung: Bei geringflgig entlohnten Beschmftigungen wird zwi-
schen geringflgig versicherungspflichtig Beschmftigten (§ 168 Abs. 1b und 1c
SGB VI) und versicherungsfrei Beschmftigten (§ 172 Abs. 3 und 3a SGB VI) un-
terschieden.

§ 168 SGB VI

Be i t r a g s t r a gung be i B e s ch b f t i g t e n

(1) Die Beitrmge werden getragen
1. bei Personen, die gegen Arbeitsentgelt beschmftigt werden, von den Versicherten und

den Arbeitgebern je zur Hmlfte, jedoch von den Arbeitgebern, wenn Versicherte, die
zu ihrer Berufsausbildung beschmftigt sind, ein Arbeitsentgelt erhalten, das auf den
Monat bezogen 400 Euro nicht lbersteigt, oder wenn Versicherte ein freiwilliges so-
ziales Jahr im Sinne des Gesetzes zur Fqrderung eines freiwilligen sozialen Jahres oder
ein freiwilliges qkologisches Jahr im Sinne des Gesetzes zur Fqrderung eines freiwilli-
gen qkololgischen Jahres leisten.

1 a. bei Arbeitnehmern, die Kurzarbeiter- oder Winterausfallgeld beziehen, vom Arbeitge-
ber,

1b. bei Personen, die gegen Arbeitsentgelt geringflgig versicherungspflichtig beschmftigt
werden, von den Arbeitgebern in Hqhe des Betrages, der 12 vom Hundert des der
Beschmftigung zugrunde liegenden Arbeitsentgelts entspricht, im nbrigen vom Versi-
cherten,

1 c. bei Personen, die gegen Arbeitsentgelt in Privathaushalten geringflgig ver-
sicherungspflichtig beschmftigt werden, von den Arbeitgebern in Hqhe des Betrages,
der 5 vom Hundert des der Beschmftigung zugrunde liegenden Arbeitsentgelts ent-
spricht, im nbrigen vom Versicherten,

1d. bei Arbeitnehmern, deren beitragspflichtige Einnahme sich nach § 163 Abs. 10 Satz 1
bestimmt, von den Arbeitgebern in Hqhe der Hmlfte des Betrages, der sich ergibt,
wenn der Beitragssatz auf das der Beschmftigung zugrunde liegende Arbeitsentgelt an-
gewendet wird, im nbrigen vom Versicherten.

§ 172 SGB VI

A rb e i t g eb e r a n t e i l b e i Ve r s i c h e r ung s f r e i h e i t
(3) 1Flr Beschmftigte nach § 8 Abs. 1 Nr. 1 des Vierten Buches, die in dieser Beschmftigung
versicherungsfrei oder von der Versicherungspflicht befreit sind oder die nach § 5 Abs. 4
versicherungsfrei sind, tragen die Arbeitgeber einen Beitragsanteil in Hqhe von 12 vom
Hundert des Arbeitsentgelts, das beitragspflichtig wmre, wenn die Beschmftigten versiche-
rungspflichtig wmren. 2Das gilt nicht flr Studierende, die nach § 5 Abs. 3 versicherungsfrei
sind.
(3 a) Flr Beschmftigte in Privathaushalten nach § 8 a Satz 1 des Vierten Buches, die in die-
ser Beschmftigung versicherungsfrei oder von der Versicherungspflicht befreit sind oder
die nach § 5 Abs. 4 versicherungsfrei sind, tragen die Arbeitgeber einen Beitragsanteil in
Hqhe von 5 vom Hundert des Arbeitsentgelts, das beitragspflichtig wmre, wenn die Be-
schmftigten versicherungspflichtig wmren.

§ 40a Anm. 8 Pauschalierung der Lohnsteuer
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(4) Flr den Beitragsanteil des Arbeitgebers gelten die Vorschriften des Dritten Abschnitts
des Vierten Buches sowie die Bußgeldvorschriften des § 111 Abs. 1 Nr. 2 bis 4, 8 und
Abs. 2 und 4 des Vierten Buches entsprechend.

Flr den ArbG ist die Unterscheidung, ob eine versicherungsfreie oder versiche-
rungspflichtige geringflgige Beschmftigung vorliegt, ohne Auswirkung. In beiden
Fmllen hat er den Beitrag iHv. 12 vH des Arbeitsentgelts zu tragen. Bei geringfl-
gig Beschmftigten in Privathaushalten vermindert sich der Beitrag auf 5 vH. Sind
die Voraussetzungen der pauschalen Beitragspflicht erflllt, liegen wegen der
Verweisung auf § 8 Abs. 1 Nr. 1, § 8 a SGB IV zugleich die Pauschalierungsvor-
aussetzungen nach Abs. 2 vor. Fallen keine pauschalen Beitrmge an, zB bei nach
§ 5 Abs. 3 SGB VI versicherungsfreien Studierenden, flr die nach § 172 Abs. 3
Satz 2 SGB VI keine pauschalen Rentenversicherungsbeitrmge zu entrichten
sind, ist die Pauschalierung nach Abs. 2 a mqglich.
Bei kurzfristigen Beschmftigungen iSv. § 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV entsteht keine
Beitragspflicht zur Rentenversicherung, Auch hier besteht aber keine Kongru-
enz zwischen den sozialversicherungsrechtlichen Regelungen und den Pauscha-
lierungsvoraussetzungen, so daß – wie bei den Krankenversicherungsbeitrmgen
– neben der pauschalen LSt. auch Sozialversicherungsbeitrmge anfallen kqnnen.
Gleiches gilt flr die Pauschalierung bei land- und forstwirtschaftlichen Aushilfs-
krmften nach Abs. 3.
Mehrere geringflgige Beschmftigungen sind sowohl flr die Beitragspflicht zur
Krankenkasse als auch zur Rentenversicherung zusammenzurechnen, so daß bei
nberschreiten der Geringflgigkeitsgrenze von 400 E „normale“ Beitragspflicht
entsteht (s. auch Anm. 6).
Dabei kann sich der ArbG nicht darauf berufen, er habe von der weiteren Be-
schmftigung keine Kenntnis gehabt (BSG v. 23. 2. 1988 12 RK 43/87, DB 1988,
716; BAG v. 18. 11. 1988 8 AZR 12/86, BB 1989, 847; LAG Kqln v.
28. 12. 1994 4 (2) Sa 970/93, DStR 1995, 502).
Arbeitslosenversicherung: In der Arbeitslosenversicherung bleiben pauschal
besteuerte Bezlge versicherungsfrei, wenn sie als geringflgige Beschmftigung
iSd. § 8 SGB IV zu qualifizieren sind; dabei werden – anders als bei der Beitrags-
pflicht zur Renten- und Krankenversicherung – geringflgige und nicht geringfl-
gige Beschmftigungen nicht zusammengerechnet (§ 27 Abs. 2 SGB III). Auch in-
soweit ist der sozialversicherungsrechtliche Begriff der kurzzeitigen/
geringflgigen Beschmftigung nicht immer mit den vergleichbaren Begriffen des
§ 40a identisch, so daß bei pauschal versteuerten Bezlgen eine Beitragspflicht
zur Arbeitslosenversicherung entstehen kann.
Zur Bemessungsgrundlage der Steuer nach § 40a, sofern der ArbG die Beitrmge
zur Sozialversicherung lbernimmt, s. Anm. 21.
Zu Einzelheiten bei sozialversicherungsrechtlichen Fragen vgl. Rolfs, ZIP 2003,
141, sowie die Geringflgigkeitsrichtlinien v. 25. 2. 2003, verqffentlicht unter
www.bfa.de.

4. Verhbltnis zur Pauschalierung der Einkommensteuer durch Dritte,
§ 37a

Keine Anrechnung von nach § 37a pauschal besteuerten Sachprbmien
auf die Pauschalierungsgrenzen des § 40a: Sachprmmien, die von Dritten ge-
wmhrt werden und die von diesen wegen nberschreitung des Freibetrags (§ 3
Nr. 38) nach § 37a pauschal versteuert werden, sind nicht in die Berechnung der
Pauschalierungsgrenzen des § 40a einzubeziehen. Dies folgt aus der nach § 37a
Abs. 2 Satz 1 angeordneten entsprechenden Anwendung des § 40 Abs. 3. Da die
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Steuer bei der Veranlagung des ArbN außer Ansatz bleibt, weil sie durch das
prmmiengewmhrende Unternehmen zu lbernehmen ist, tritt hinsichtlich des Prm-
mienwerts im Verhmltnis zum ArbN StFreiheit ein (s. § 37 a Anm. 23). Anders
als bei nach § 40 pauschal besteuerten sonstigen Bezlgen (s. Anm. 5) besteht
auch nicht die Gefahr, daß die Pauschalierungsgrenzen des § 40a bewußt unter-
laufen werden, da ArbG und prmmiengewmhrende Unternehmen nicht identisch
sind. Zudem enthmlt § 40a keine Sperrvorschrift zu § 37a. Stehen die Sachprm-
mien jedoch dem ArbG zu, der sie dem ArbN zur privaten Inanspruchnahme
lberlmßt, liegt Arbeitslohn vor, der bei der Berechnung der Pauschalierungsgren-
zen einzubeziehen ist (vgl. Schmidt/Drenseck XXII. § 37a Rn. 5).

5. Verhbltnis zu kirchensteuerrechtlichen Vorschriften
Wird die LSt. nach § 40a pauschaliert, so ist auch die KiSt. mit einem Pausch-
steuersatz zu erheben. Einzelheiten hat die FinVerw. in einem gleichlautenden
Erlaß der obersten Finanzbehqrden der Bundeslmnder geregelt (v. 19. 5. 1999,
BStBl. I, 509; s. Anm. 58). Zur KiStPauschalierung s. ausflhrlich § 40 Anm. 62–
64.

6. Verhbltnis zum Solidaritbtszuschlag
Das Solidaritmtszuschlaggesetz 1995 (Art. 31 des Gesetzes zur Umsetzung des
Fqderalen Konsolidierungsprogramms v. 23. 6. 1993, BGBl. I, 944; BStBl. I,
510, 523) sieht flr laufenden Arbeitslohn, der flr einen nach dem 31. 12. 1994
endenden Lohnzahlungszeitraum gezahlt wird, und flr sonstige Bezlge, die
nach dem 31. 12. 1994 zufließen (§ 3 SolzG), die Erhebung eines Zuschlags zu
der auf den Arbeitslohn zu erhebenden LSt. vor. Der Zuschlagsatz betrmgt seit
dem VZ 1998 5,5 vH (G zur Senkung des SolZ v. 21. 11. 1997, BGBl. I, 2743),
bis zum VZ 1997 7,5 vH. Bei der LStPauschalierung ist Bemessungsgrundlage
die auf den Arbeitslohn entfallende LSt. (Nds. FG v. 18. 6. 1998 XI 219/96, nv.,
rkr.; BMF v. 20. 9. 1994, BStBl. I, 757). Die Erhebungsgrenze (sog. „Nullgren-
ze“, s. Anh. 1 zu § 51a Anm. 20) des § 3 Abs. 3 Nr. 2 SolzG iVm. § 51a Abs. 2 a
findet keine Anwendung, so daß der SolZ auch bei geringen Steuerbetrmgen zu
erheben ist.
Bei der einheitlichen Pauschsteuer des Abs. 2 wird der SolZ nicht zusmtzlich als
Zuschlag erhoben; er ist bereits in der einheitlichen Pauschsteuer enthalten und
betrmgt 5 vH des Steuerbetrags.

7. Verhbltnis zur Arbeitnehmer-Sparzulage nach dem 5. VermBG
Bezlge, die nach § 40a pauschal versteuert werden, sind nicht in die Berechnung
der Einkunftsgrenzen flr die Gewmhrung der Arbeitnehmersparzulage einzube-
ziehen. Dies ergibt sich aus Abs. 5 iVm. § 40 Abs. 3: Pauschal besteuerte Bezlge
bleiben bei einer Veranlagung zur ESt. u. beim LStJA außer Ansatz.

8. Verhbltnis zu steuerfreien Einnahmen
Stfreie Einnahmen haben auf die Pauschalierungsgrenzen keinen Einfluß. So
kann der ArbN zB Einnahmen aus nebenberuflicher Tmtigkeit erzielen, die nach
§ 3 Nr. 26 stfrei sind, ohne daß die Pauschalierungsmqglichkeiten verloren ge-
hen.
Zur Berlcksichtigung von WKErsatz s. Anm. 22.

Einstweilen frei.

§ 40a Anm. 9–14 Pauschalierung der Lohnsteuer
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VI. Verfahrensfragen

Aufzeichnungspflichten des Arbeitgebers: In allen Pauschalierungsfmllen des
§ 40a ist die Vorlage einer LStKarte entbehrlich (s. Anm. 18). Der ArbG hat die
nach § 40a pauschal besteuerten Bezlge auf dem Lohnkonto zu erfassen. § 41
Abs. 1 Satz 7 iVm. § 4 Abs. 2 Nr. 8 LStDV sieht jedoch Aufzeichnungserleichte-
rungen vor. Allerdings ist § 4 Abs. 2 Nr. 8 LStDV noch nicht auf die ab dem
1. 4. 2003 geltende Rechtslage abgestellt und enthmlt keine Regelung zur Be-
handlung der einheitliche Pauschsteuer nach Abs. 2. Da aber Abs. 6 Satz 2 an-
ordnet, daß die Regelungen lber den StAbzug vom Arbeitslohn entsprechende
Anwendung finden, ist der ArbG auch verpflichtet, bei der einheitlichen Pausch-
steuer Aufzeichnungen zu flhren.
Neben der allgemein flr die Pauschalierung zugelassenen Flhrung eines Sam-
melkontos reicht es aus, wenn sich aus den Aufzeichnungen Name und An-
schrift des ArbN, Dauer der Beschmftigung, Tag der Zahlung, Hqhe des Arbeits-
lohns und in den Fmllen des Abs. 3 (Aushilfskraft im Betrieb der Land- und
Forstwirtschaft) auch die Art der Beschmftigung ergeben. Die Aufzeichnungen
mlssen eine Nachprlfung ermqglichen, ob die Voraussetzungen der Pauschalie-
rung erflllt sind. Deshalb reichen hinsichtlich der Dauer der Beschmftigung nur
pauschale Angaben zu geleisteten Arbeitsstunden nicht aus. Der ArbG muß
vielmehr die Zahl der von dem einzelnen ArbN geleisteten Arbeitsstunden in
den entsprechenden Lohnzahlungszeitrmumen festhalten (BFH v. 10. 9. 1976 VI
R 220/75, BStBl. II 1977, 17; FG Rhld.-Pf. v. 18. 1. 1988, EFG 1988, 260, rkr.).
Zum Nachweis kqnnen vom ArbN unterzeichnete Bescheinigungen lber die ge-
leisteten Arbeitsstunden hilfreich sein. Kommt der ArbG seinen Aufzeichnungs-
pflichten nicht oder nicht ausreichend nach, macht dies die Pauschalierung nicht
unzulmssig, da die Aufzeichnungen keine materiell-rechtliche Voraussetzung der
Pauschalierung sind. Der ArbG muß dann in anderer Weise nachweisen, ob die
Voraussetzungen der Pauschalierung erflllt sind (Hess. FG v. 23. 7. 1992, EFG
1993, 610, rkr.). Er trmgt die Feststellungslast. Erbringt er den Nachweis nicht,
ist das FA berechtigt, die LSt. zu schmtzen und durch Haftungsbescheid gegen-
lber dem ArbG geltend zu machen. In Betracht kommt auch eine Pauschalie-
rung nach § 40 Abs. 1 Nr. 2 (s. § 40 Anm. 5).
Zu Aufzeichnungen im Zusammenhang mit der auf die pauschale LSt. entfallen-
den KiSt. s. Anm. 58.
Verwaltungsverfahren: Die Entscheidung, ob bestimmte Bezlge pauschal be-
steuert werden sollen, trifft der ArbG. Dies gilt auch flr die einheitliche Pausch-
steuer nach Abs. 2 (s. Anm. 17). Dementsprechend kann das FA oder in den
Fmllen des Abs. 2 die Bundesknappschaft die Pauschalierung nur untersagen,
wenn die Tatbestandsvoraussetzungen der Abs. 1–3 nicht erflllt sind. Ebenso-
wenig kann der ArbG zur Durchflhrung der Pauschalierung gezwungen werden
(zum Erlaß eines Pauschalierungsbescheids nach einer Außenprlfung s. § 40
Anm. 15). Entscheidet sich der ArbG flr die Durchflhrung der Pauschalierung,
hat er die pauschale LSt. anzumelden und abzuflhren. Zustmndig ist in den Fml-
len der Abs. 1, 2 a und 3 das BetriebsstmttenFA, in den Fmllen des Abs. 2 die
Bundesknappschaft/Verwaltungsstelle Cottbus (s. Anm. 60).
Fehlgeschlagene Pauschalierung: Hmlt der ArbG irrtlmlich die Pauschalie-
rungsvoraussetzungen mit dem StSatz von 2 vH (Abs. 2), 5 vH (Abs. 3) oder
20 vH (Abs. 2 a) flr gegeben, obwohl nur eine Pauschalierung mit einem hqhe-
ren StSatz zulmssig wmre, kann der ArbG nicht im Wege eines unterstellten Ein-
verstmndnisses als Schuldner der nach dem hqheren StSatz oder nach § 40
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Abs. 1 Nr. 2 zu erhebenden Steuer angesehen werden. Eine Inanspruchnahme
kann vielmehr nur erfolgen, wenn der ArbG in Kenntnis der neuen Umstmnde
seine Bereitschaft zur Pauschalierung erklmrt. Verweigert der ArbG seine Zu-
stimmung, kann er im Haftungswege flr die individuell anfallende LSt. in An-
spruch genommen werden (BFH v. 25. 5. 1984 VI R 223/80, BStBl. II, 569; v.
14. 6. 1985 VI R 22/81, BFH/NV 1985, 55). Der Steuerbetrag ist nach den allg.
Vorschriften zu ermitteln. Kann der Steuerbetrag nicht ermittelt werden, etwa
weil die individuellen Besteuerungsmerkmale des ArbN nicht bekannt sind, ist
der Steuerbetrag zu schmtzen; der Ansatz des Pauschsteuersatzes ist nicht zulms-
sig. Vgl. im lbrigen zur fehlgeschlagenen Pauschalierung § 40 Anm. 57.

Erlbuterungen zu Abs. 1:
Lohnsteuerpauschalierung bei kurzfristig

beschbftigten Arbeitnehmern

I. cberblick zu Abs. 1

Abs. 1 Satz 1 lmßt die LStPauschalierung unter Verzicht auf die Vorlage der
LStKarte mit einem festen Pauschsteuersatz von 25 vH bei kurzfristig beschmf-
tigten ArbN zu.
Abs. 1 Satz 2 enthmlt eine Legaldefinition der kurzfristigen Beschmftigung. Der
ArbN darf nur gelegentlich, nicht regelmmßig wiederkehrend beschmftigt sein,
die Dauer der Beschmftigung darf 18 zusammenhmngende Arbeitstage nicht
lbersteigen. Ferner ist die Pauschalierung nur zulmssig, wenn der Arbeitslohn
wmhrend der Beschmftigungsdauer 62 E durchschnittlich je Arbeitstag nicht lber-
steigt (Satz 2 Nr. 1) oder die Beschmftigung zu einem unvorhersehbaren Zeit-
punkt sofort erforderlich wird (Satz 2 Nr. 2).

II. Voraussetzungen und Rechtsfolgen der Pauschalierung
bei kurzfristiger Beschbftigung (Abs. 1 Satz 1)

1. Pauschalierung durch den Arbeitgeber unter Verzicht auf Vorlage der
Lohnsteuerkarte (Satz 1, 1. Teils.)

a) Pauschalierungswahlrecht des Arbeitgebers
Ermessensentscheidung des Arbeitgebers: Dem ArbG steht es frei, ob er
von der Mqglichkeit der Pauschalierung Gebrauch macht. Das Gesetz erqffnet
dem ArbG ein Pauschalierungswahlrecht, indem es die Wahl des Erhebungsver-
fahrens in sein Ermessen stellt („kann“). Die Pauschalierung erfordert weder ei-
nen Antrag des ArbG noch eine Zustimmung oder Genehmigung des FA. Die
Pauschalierung darf auch dann nicht durch das FA untersagt werden, wenn im
Vergleich zum Regelbesteuerungsverfahren erhebliche Steuervorteile entstehen.
Einer Zustimmung des ArbN zur Pauschalierung bedarf es nicht, so daß die
Pauschalierung auch gegen den Willen des ArbN erfolgen kann. Auch entgegen-
stehende arbeitsvertragliche Vereinbarungen zwischen ArbG und ArbN schrmn-
ken das strechtliche Wahlrecht nicht ein. Zu arbeitsrechtlichen Fragen s.
Anm. 18.

§ 40a Anm. 15–17 Pauschalierung der Lohnsteuer
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Keine einheitliche Ermessensentscheidung bei mehreren Beschbftigten:
Der ArbG ist nicht verpflichtet, das Pauschalierungswahlrecht bei mehreren
ArbN einheitlich auszulben. Dem Wortlaut des Abs. 1 Satz 1 lmßt sich keine da-
hingehende Einschrmnkung des Pauschalierungswahlrechts entnehmen. Uner-
heblich ist, ob durch die Wahl bei den ArbN innerhalb eines Betriebs unter-
schiedliche Steuerbelastungen entstehen. Etwa entstehende Steuerausfmlle in den
Fmllen, in denen der ArbG das Regelbesteuerungsverfahren wmhlt, weil die Ge-
samtbezlge des ArbN im VZ den Grundfreibetrag nicht lberschreiten, hat der
Gesetzgeber bewußt in Kauf genommen (BFH v. 3. 6. 1982 VI R 48/79,
BStBl. II, 710). Der ArbG kann daher flr jeden ArbN die glnstigste Erhe-
bungsform wmhlen.
Keine Zwangspauschalierung durch das Finanzamt: Wegen der allein dem
ArbG zustehenden Ermessensentscheidung darf gegen seinen Willen keine Pau-
schalierung erfolgen. Das FA kann dementsprechend nicht von sich aus einen
Pauschalierungsbescheid erlassen. Dies gilt auch im Anschluß an Außenprlfun-
gen, wenn das FA feststellt, daß der ArbG Lohnzahlungen nicht der Besteue-
rung unterworfen hat, flr die die Voraussetzungen der Pauschalversteuerung er-
flllt waren. Zur fehlgeschlagenen Pauschalierung s. Anm. 15 und § 40 Anm. 57.

b) Verzicht auf Vorlage der Lohnsteuerkarte
Steuerrechtliche Bedeutung: Der ArbG kann im Pauschalierungsverfahren
gem. Abs. 1 Satz 1 auf die Vorlage der LStKarte verzichten. Ihm steht es frei zu
bestimmen, ob und von welchem ArbN er die LStKarten anfordert (Schmidt/
Drenseck XXII. § 40a Rn. 1). Eine Mitbestimmungsmqglichkeit des ArbN sieht
das Gesetz nicht vor. Selbst wenn dem ArbG die LStKarten vorliegen, kann er
das Pauschalierungsverfahren wmhlen; dem Wortlaut von Abs. 1 Satz 1 lmßt sich
nicht entnehmen, daß die Vorlage der LStKarte das Pauschalierungswahlrecht
einschrmnkt (FG Nlrnb. v. 13. 12. 1988, EFG 1989, 313, rkr.). Wmhlt der ArbG
das Pauschalierungsverfahren und liegt ihm die LStKarte vor, kann die auf der
LStKarte vermerkte Religionszugehqrigkeit bei der Abflhrung der auf die pau-
schale LSt. entfallenden KiSt. von Bedeutung sein (s. § 40 Anm. 63 f.).
Arbeitsrechtliche Bedeutung: Das im Verhmltnis zum FA uneingeschrmnkte
Wahlrecht des ArbG zur Durchflhrung der Pauschalierung ist im Verhmltnis
zwischen ArbG und ArbN durch den arbeitsrechtlichen Anspruch der ArbN be-
schrmnkt, daß der ArbG die angebotene LStKarte annimmt und das Regelbe-
steuerungsverfahren durchflhrt (BAG v. 5. 8. 1987 AZR 22/86, NJW 1988,
1165). Flhrt der ArbG dennoch das Pauschalierungsverfahren durch, kann dies
zu Schadensersatzansprlchen des ArbN flhren. In der Literatur (BlOmich/
Heuermann, § 40 a Rn. 17; Trzaskalik in K/S/M, § 40a Rn. A 9) wird zudem
die Ansicht vertreten, daß dem ArbN ein zivilrechtlicher Anspruch gegen den
ArbG auf Durchflhrung des Pauschalierungsverfahrens zustehe, wenn sich der
ArbN bereit erklmrt, die vom ArbG im Verhmltnis zum FA geschuldete pauschale
LSt. im Innenverhmltnis zu tragen.
E Stellungnahme: Dem ist uE nicht zu folgen. Es kann nicht in der Hand des
ArbN liegen, den ArbG allein durch die Verpflichtung zur nbernahme der Steu-
erlast zur Durchflhrung eines vom Regelbesteuerungsverfahren abweichenden
Besteuerungsverfahrens zu zwingen mit der Folge, daß der ArbG im Verhmltnis
zum FA Schuldner der in der Person des ArbN begrlndeten Steuer wird (s. § 40
Anm. 51). Dem ArbG wlrde auf diese Weise zumindest in den Fmllen, in denen
er die Steuer wirtschaftlich nicht unmittelbar vom Arbeitslohn einbehmlt, das In-
solvenzrisiko flr Zahlungsansprlche gegen den ArbN aufgeblrdet. Dem lmßt
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sich uE auch nicht entgegenhalten, der ArbG sei aufgrund seiner Flrsorge-
pflicht gehalten, die glnstigste stl. Belastung zu wmhlen. Zum einen stellen die
Pauschalierungsvorschriften strechtliche Sondervorschriften dar, die gerade dem
ArbG ein alternatives Erhebungsverfahren zur Verflgung stellen; aus diesen
strechtlichen Regelungen mlssen nicht zwingend Ansprlche im Verhmltnis
ArbG/ArbN entstehen. Zum anderen wlrde ein derartiger Anspruch dem Ver-
einfachungszweck der Pauschalierungsvorschrift zuwiderlaufen, da der ArbG
zur Prlfung, welche Erhebungsform zur geringsten stl. Belastung des ArbN
flhrt, auch auf die Kenntnis individueller Besteuerungsmerkmale angewiesen
wmre, auf die das Pauschalierungsverfahren gerade verzichtet (glA Schmidt/
Drenseck XXII. § 40a Rn. 1).
Wechsel der Erhebungsart: Trotz des Pauschalierungswahlrechts kann der
ArbG nicht beliebig zwischen der Pauschalierung und der Regelbesteuerung
wechseln, sondern nur, wenn triftige, im Arbeitsverhmltnis wurzelnde Grlnde
den Wechsel nicht als rechtsmißbrmuchlich erscheinen lassen (s. Anm. 6).

2. Arbeitnehmer, die nur kurzfristig beschbftigt werden (Satz 1, 2. Teils.)
Die Pauschalierungsmqglichkeit des Abs. 1 Satz 1 erstreckt sich auf ArbN, die
nur kurzfristig beschmftigt werden; zur Abgrenzung gegenlber geringflgig Be-
schmftigten iSd. Abs. 2 s. Anm. 35.
Arbeitnehmerbegriff: Wer ArbN iSd. Abs. 1 ist, bestimmt sich nach der allg.
Definition in § 1 Abs. 1 LStDV (s. § 19 Anm. 21), allerdings mit der Einschrmn-
kung, daß Abs. 1 auf eine tatsmchlich ausgelbte Beschmftigung abstellt (s.
Anm. 6). Dementsprechend kqnnen zB Versorgungsbezlge nicht nach Abs. 1
pauschal besteuert werden. Es ist nicht erforderlich, daß die Arbeitsleistung im
Betrieb des ArbG erbracht wird. Dementsprechend kann auch bei Heimarbei-
tern oder bei am hmuslichen Arbeitsplatz ausgelbter Telearbeit pauschal versteu-
ert werden. Allerdings kann in diesen Fmllen die Feststellung, ob die Pauschalie-
rungsgrenzen eingehalten sind, aus tatsmchlichen Grlnden problematisch sein
(s. Anm. 28).
Kurzfristige Beschbftigung: Die Pauschalierung ist nur zulmssig, sofern es sich
um nur kurzfristig beschmftigte ArbN handelt. Damit sind die mqglichen Pau-
schalierungsfmlle nach Abs. 1 abschließend bestimmt. Liegt eine kurzfristige Be-
schmftigung nicht vor, ist die Pauschalierung ausgeschlossen. Die Legaldefinition
der kurzfristigen Beschmftigung enthmlt Abs. 1 Satz 2 (s. Anm. 25–30).

3. Rechtsfolge: Pauschalierung mit 25 vH des Arbeitslohns
(Satz 1, letzter Teils.)

a) Gesetzlich bestimmter Steuersatz von 25 vH
Bei der Pauschalierung nach Abs. 1 betrmgt der StSatz kraft gesetzlicher Typisie-
rung 25 vH des Arbeitslohns. Flr seine Anwendung kommt es allein darauf an,
daß die Tatbestandsvoraussetzungen des Abs. 1 erflllt sind und sich der ArbG
flr das Pauschalierungsverfahren entscheidet. Eine Nichtanwendung oder jn-
derung des Pauschsteuersatzes wegen individueller Verhmltnisse des einzelnen
ArbN ist ausgeschlossen; dies gilt, seitdem die Ermmchtigung des FA entfallen
ist, die Pauschalierung bei offensichtlicher Abweichung vom Regelbesteuerungs-
verfahren zu untersagen (zur Rechtsentwicklung s. Anm. 2). Da der Pausch-
steuersatz von 25 vH hqher liegt als der Eingangssteuersatz im Regelbesteue-
rungsverfahren, tritt eine Steuermehrbelastung ein, sofern der individuelle
Steuersatz des ArbN niedriger ist als der Pauschsteuersatz. Dies sollte bei der
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Entscheidung zur Pauschalierung bedacht werden, insbes. wenn der ArbG die
Steuerlast auf den ArbN lberwmlzt (s. § 40 Anm. 43).
Wegen des Verhmltnisses zur KiSt. s. Anm. 56; zum Solidaritmtszuschlag s.
Anm. 11.

b) Arbeitslohn als Bemessungsgrundlage
Bemessungsgrundlage flr den Pauschsteuersatz ist der Arbeitslohn. Der Ar-
beitslohnbegriff des § 40a entspricht grds. den Begriffsbestimmungen des § 19
Abs. 1 und § 2 LStDV. Da die Pauschalierung nach Abs. 1 jedoch nur bei tat-
smchlich ausgelbten Tmtigkeiten in Betracht kommt (s. Anm. 6), kqnnen nur die-
jenigen Bezlge als Bemessungsgrundlage angesetzt werden, die im Zusammen-
hang mit dem aktiven Dienstverhmltnis gewmhrt werden. Zur Berechnung der
arbeitslohnbezogenen Pauschalierungsgrenzen s. Anm. 29.
Steuerpflichtiger Arbeitslohn: Der Pauschalbesteuerung unterliegt der stpfl.
Arbeitslohn. Dazu gehqren der laufende Arbeitslohn und sonstige Bezlge (zum
Begriff § 38a Abs. 1 Satz 3; R 115 LStR 2004). Deshalb sind auch vom ArbG
gezahlte Beitrmge zu Zusatzversorgungskassen (Hess. FG v. 20. 7. 1993, EFG
1994, 394, rkr.) und Direktversicherungen (R 128 Abs. 5 LStR 2004) sowie dem
ArbN gewmhrte Sonderzahlungen (zB Weihnachtsgeld, Urlaubsgeld, Gratifika-
tionen, Prmmien) in die Bemessungsgrundlage einzubeziehen.
E Verteilung von Sonderzahlungen: Nach der Rspr. des BFH und der dieser folgen-
den Ansicht der FinVerw. (H 128 LStR 2004 „sonstige Bezlge“) sind die Son-
derzahlungen zum Zwecke der Pauschalbesteuerung auf den Beschmftigungszeit-
raum zu verteilen, flr den sie gewmhrt werden. Eine Verteilung lber das Kj.
hinaus ist nicht zulmssig (BFH v. 13. 1. 1989 VI R 52/87, BFH/NV 1990, 490; v.
21. 7. 1989 VI R 157/87, BStBl. II, 1032). Zur Berechnung der Pauschalierungs-
grenzen bei Sonderzahlungen s. Anm. 42.
E Stellungnahme: Die zur Verteilung erforderliche Feststellung, flr welchen Zeit-
raum eine Sonderzahlung gewmhrt wird, kann im Einzelfall problematisch sein,
wenn nicht – wie bei der Zahlung des Weihnachtsgelds – die Vermutung be-
steht, daß die Sonderzahlung flr die gesamte Beschmftigungszeit gewmhrt werden
soll. UE fehlt indes flr eine Aufteilung zumindest bei der Ermittlung der Be-
messungsgrundlage der pauschalen LSt. eine gesetzliche Grundlage. Die Be-
steuerung ist jeweils im Lohnzahlungszeitraum vorzunehmen, in dem der Zu-
fluß erfolgt. Dies folgt aus § 38a Abs. 3 Satz 2. Dementsprechend ist eine
Sonderzahlung auch in dem Zeitpunkt zu versteuern, in dem sie dem ArbN zu-
fließt. Wegen Einzelfragen s. Anm. 22.

c) Einzelfragen zum Arbeitslohnbegriff
Auslagenersatz und durchlaufende Gelder: Nach § 3 Nr. 50 sind durchlau-
fende Gelder und Auslagenersatz stfrei. Diese Betrmge bleiben auch bei der Be-
messung der pauschalen LSt. außer Ansatz. Allerdings stellen Auslagenersatz
und durchlaufende Gelder bereits begrifflich keinen Arbeitslohn, sondern
nichtstbare Zuwendungen außerhalb des Arbeitslohns dar (s. § 3 Nr. 50
Anm. 2).
Werbungskostenersatz: Die dem ArbN vom ArbG ersetzten WK zmhlen uE
zum stpfl. Arbeitslohn. Deshalb sind die gezahlten Betrmge in die Bemessungs-
grundlage nach Abs. 1 einzubeziehen. Ausgenommen ist kraft gesetzlicher Rege-
lung des § 40 Abs. 2 Satz 3, Halbs. 2 der pauschal besteuerte Fahrtkostenersatz.
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Diese Bezlge bleiben, obwohl es sich um einen speziellen Fall des WKErsatzes
handelt, bei der Anwendung der Abs. 1–4 außer Ansatz (s. § 40 Anm. 48).
E Rspr.: Nach BFH v. 15. 12. 1972 (VI R 146/69, BStBl. II 1973, 421) gehqren
vom ArbG ersetzte WK nicht zur Bemessungsgrundlage des Abs. 1, sofern der
WKErsatz durch gesetzliche Regelungen oder aufgrund von Verwaltungsvor-
schriften stfrei ist.
E FinVerw.: Die FinVerw. (R 128 Abs. 4 Satz 2 LStR 2004) folgt der Rspr. des
BFH und lmßt stfreie Einnahmen grds. außer Betracht.
E Gegenauffassungen: Demgegenlber sieht die allg. Auffassung im Schrifttum den
WKErsatz, der nicht durch gesetzliche Regelungen stbefreit ist, als Teil der Be-
messungsgrundlage des Abs. 1 an (BlOmich/Heuermann, § 40 a Rn. 26 ff.;
Trzaskalik in K/S/M, § 40a Rn. B 3; Schmidt/Drenseck XXII. § 40a Rn. 3;
Barein in L/B/P, § 40a Rn. 24). Nach Schmidt/Drenseck (aaO) soll darlber
hinaus auch der WKErsatz, der aufgrund ausdrlcklicher Regelung stfrei ist, in
die Bemessungsgrundlage des Abs. 1 einbezogen werden (zustimmend FG
Rhld.-Pf. v. 30. 8. 1991, EFG 1992, 161, rkr.; BlOmich/Heuermann, § 40 a
Rn. 27; offengelassen Trzaskalik in K/S/M, § 40 a Rn. B 3).
E Stellungnahme: UE ist der von Schmidt/Drenseck (aaO) vertretenen Auffas-
sung zu folgen. Allerdings folgt dies nicht ohne weiteres aus dem Umkehrschluß
zu § 40 Abs. 2 Satz 3 Halbs. 2, da die Fahrtkostenpauschalierung gerade voraus-
setzt, daß es sich um stpfl. WKErsatz handelt (BlOmich/Heuermann, § 40 a
Rn. 27). Indes gehqren auch stbefreite Bezlge zum Arbeitslohn; die StBefreiung
bewirkt lediglich, daß an sich stbare Einnahmen nicht der StPflicht unterliegen.
Damit ist die Einbeziehung des stbaren, aber nicht stpfl. WKErsatzes durch den
Wortlaut gedeckt. Diese Auslegung entspricht darlber hinaus auch der Systema-
tik und dem Zweck des Gesetzes. Denn die StBefreiung des WKErsatzes beruht
allein auf Verfahrensvereinfachung; eine ansonsten ohne stl. Auswirkung blei-
bende Saldierung von Zahlungen des ArbG und WK des ArbN wird vermieden.
Dieser Vereinfachungszweck kommt im Pauschalierungsverfahren nicht zum
Tragen, da WK im Pauschalierungsverfahren nicht abziehbar sind und daher
eine Saldierung nicht in Betracht kommt. Schließlich wlrde die Nichteinbezie-
hung des WKErsatzes in die Bemessungsgrundlage des Abs. 1 zu einer system-
widrigen Beglnstigung derjenigen ArbN flhren, die ihre WK ohne Mqglichkeit
des Abzugs aus dem pauschal besteuerten Arbeitslohn selbst bestreiten mlssen
(BlOmich/Heuermann, § 40 a Rn. 27).
Sonstige steuerfreie Einnahmen bleiben bei der Bemessungsgrundlage außer
Ansatz, da – abgesehen von dem Sonderfall des WKErsatzes – die StBefreiung
nicht allein auf Vereinfachungserwmgungen beruht. Dies gilt gleichermaßen flr
nach § 3 Nr. 26 stfreie Einnahmen aus nebenberuflicher Tmtigkeit als auch flr
stfreie Sachprmmien Dritter nach § 3 Nr. 38. Auch soweit Sachprmmien Dritter
nach § 37a pauschal versteuert werden, sind diese nicht in die Bemessungs-
grundlage einzubeziehen (s. Anm. 9).
Werbungskostenpauschbetrag, Altersentlastungsbetrag: Gesetzlich vorge-
sehene Frei- und Pauschbetrmge, die bei individueller Besteuerung zu berlck-
sichtigen sind, mindern die Bemessungsgrundlage der pauschalen LSt. nicht, da
Abs. 1 ausdrlcklich auf den tatsmchlich gezahlten Arbeitslohn abstellt und im
lbrigen die Frei- und Pauschbetrmge auf das Individualbesteuerungsverfahren
zugeschnitten sind (BFH v. 13. 1. 1989 VI R 52/87, BFH/NV 1990, 490; glA
Schmidt/Drenseck XXII. § 40a Rn. 4; Trzaskalik in K/S/M, § 40a Rn. B 4).
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Vom Arbeitgeber entrichtete Sozialversicherungsbeitrbge: Es ist streitig, ob
vom ArbG entrichtete Sozialversicherungsbeitrmge flr kurzfristig Beschmftigte
(zur Sozialversicherungspflicht pauschal besteuerten Arbeitslohns s. Anm. 8) in
die Bemessungsgrundlage einzubeziehen sind. Nach FG Hamb. v. 16. 6. 1981
(EFG 1982, 100, rkr.) und Schmidt/Drenseck (XXII. § 40a Rn. 5) gehqren die
Betrmge nicht zum Arbeitslohn, wmhrend BlOmich/Heuermann (§ 40a Rn. 18)
die Zuwendung von Arbeitslohn annimmt.
E Stellungnahme: Der Streitfrage kommt wegen der weitgehenden Beitragsfreiheit
der Einnahmen aus eine kurzfristigen Beschmftigung (s. Anm. 8) nur selten Be-
deutung zu. Fallen ausnahmsweise Sozialversicherungsbeitrmge an, sind uE die
vom ArbG gezahlten Sozialversicherungsbeitrmge Arbeitslohn. Denn in der
nbernahme der Beitrmge, die ansonsten der ArbN zu entrichten hmtte, liegt ein
geldwerter Vorteil des ArbN. Die Gegenauffassung flhrt zu einer Benachteili-
gung derjenigen ArbN, die ihre Beitrmge aus dem pauschal versteuerten Arbeits-
lohn selbst entrichten mlssen.
Vom Arbeitgeber auf den Arbeitnehmer eberwblzte pauschale Lohn-
steuer: nberwmlzt der ArbG die von ihm lbernommene pauschale LSt. auf den
ArbN, mndert dies die Bemessungsgrundlage nicht Dies ist seit dem 1. 4. 1999
durch Neufassung des § 40 Abs. 3 auch gesetzlich klargestellt; s. § 40 Anm. 53.

Einstweilen frei.

III. Begriff der kurzfristigen Beschbftigung des Arbeitnehmers
beim Arbeitgeber (Abs. 1 Satz 2)

1. Legaldefinition des Abs. 1 Satz 2
Abs. 1 Satz 2 enthmlt die Legaldefinition des Begriffs „kurzfristige Beschmfti-
gung“. Sie liegt vor,
– wenn der ArbN bei dem ArbG gelegentlich, nicht regelmmßig wiederkehrend

beschmftigt wird (s. Anm. 26 f.),
– die Dauer der Beschmftigung 18 zusammenhmngende Tage nicht lbersteigt (s.

Anm. 28) und
– der Arbeitslohn nicht mehr als 62 E je Arbeitstag betrmgt (s. Anm. 29) oder
– die Beschmftigung zu einem unvorhersehbaren Zeitpunkt sofort erforderlich

wird (s. Anm. 30).
Materiellrechtlich bedeutsam ist die Abgrenzung zur geringflgigen Beschmfti-
gung gem. Abs. 2 (s. Anm. 35).
Der in Abs. 1 Satz 2 definierte Begriff der kurzfristigen Beschmftigung ist nicht
mit dem sozialversicherungsrechtlichen Begriff identisch (s. Anm. 8).

2. Gelegentliche Beschbftigung
Das Tatbestandsmerkmal „gelegentlich“ soll der Abgrenzung zur laufenden Be-
schmftigung des ArbN beim ArbG nach Abs. 2 dienen. Dieser unbestimmte
Rechtsbegriff ist uE nicht zu eng auszulegen, da er nur vermeiden soll, daß bei
nicht geringflgigen Dauerarbeitsverhmltnissen eine Pauschalierung ausgeschlos-
sen wird. Deshalb kann eine gelegentliche Beschmftigung nicht nur dann anzu-
nehmen sein, wenn sich die Mqglichkeit zur Begrlndung des Beschmftigungsver-
hmltnisses immer wieder neu aus nicht vorhersehbarem Anlaß ergibt
(Langenbucher, DStR 1974, 233; George, BlStSozArbR 1982, 126, in diesem
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Sinne wohl auch Trzaskalik in K/S/M, § 40a Rn. B 7), sondern auch, wenn die
Wiederholung des Beschmftigungsverhmltnisses vorhersehbar oder beabsichtigt
war (FG Ba.-Wlrtt. v. 28. 1. 1987, EFG 1987, 378 aus anderen Grlnden aufge-
hoben durch BFH v. 24. 8. 1990 VI R 79/87, BFH/NV 1991, 443; BlOmich/
Heuermann, § 40 a Rn. 40; K. Wagner, Die Pauschalierung der Lohn- und
Lohnkirchensteuer, 1988, 45). Da die gelegentliche Beschmftigung jeweils die Be-
grlndung eines neuen Beschmftigungsverhmltnisses voraussetzt, kommt eine
Pauschalierung nicht in Betracht, wenn der ArbN im Rahmen eines bestehenden
Arbeitsverhmltnisses nur in grqßeren zeitlichen Abstmnden, etwa auf Abruf, tmtig
wird. Ob ein Dauerarbeitsverhmltnis mit Unterbrechungen oder die Begrlndung
gelegentlicher Beschmftigungsverhmltnisse vorliegt, bestimmt sich nach den Um-
stmnden des Einzelfalls. Den vertraglichen Vereinbarungen zwischen ArbG und
ArbN kommt vorrangige Bedeutung zu (FG Ba.-Wlrtt. v. 28. 1. 1987 aaO). Al-
lerdings ist stets zu prlfen, ob nicht trotz anderslautender Vereinbarungen fak-
tisch ein Dauerarbeitsverhmltnis begrlndet wurde. Dabei kann die Prlfung nur
anhand der objektiven Umstmnde erfolgen. Gleiches gilt, wenn ArbN und ArbG
keine oder keine eindeutigen Vereinbarungen getroffen haben. Indiz flr ein
Dauerarbeitsverhmltnis kann die von vorneherein feststehende Beschmftigung zu
bestimmten Anlmssen oder zu regelmmßig wiederkehrenden Tagen sein, wobei
der ArbN einen zivilrechtlichen Anspruch auf die Aufnahme der Beschmftigung
haben muß.

3. Nicht regelmbßig wiederkehrende Beschbftigung
Das Tatbestandsmerkmal der gelegentlichen Beschmftigung des ArbN beim
ArbG wird durch die Beschrmnkung auf nicht regelmmßig wiederkehrende Be-
schmftigungen begrenzt. Eine Beschmftigung wird kraft Gesetzes auch ohne Vor-
liegen eines Dauerarbeitsverhmltnisses nicht mehr als gelegentlich iSd. Abs. 1
Satz 2 angesehen, sofern die Beschmftigung auch unter Begrlndung jeweils
neuer Beschmftigungsverhmltnisse regelmmßig wiederholt wird. Wann eine Be-
schmftigung als regelmmßig wiederkehrend anzusehen ist, ist im Gesetz nicht ge-
regelt. Frlher nahm die FinVerw. eine regelmmßige Beschmftigung an, wenn der
ArbN mehr als viermal im Kj. beschmftigt wurde (OFD Kqln v. 12. 12. 1973,
DB 1974, 215). Nunmehr (R 128 Abs. 1 a LStR) soll es auf die Anzahl der Be-
schmftigungen im Kj. nicht mehr ankommen, sondern nur darauf, daß die er-
neute Tmtigkeit nicht von vorneherein vereinbart war. Diese Auslegung der Fin-
Verw. macht eine sichere Abgrenzung zur dauerhaften Beschmftigung schwierig,
da jeweils eine einzelfallbezogene Betrachtung erforderlich wird und oft nur an-
hand der Gesamtumstmnde feststellbar ist, ob es eine erneute Tmtigkeit von
vorneherein war. Demgegenlber hat eine quantifizierte Begrenzung den Vorteil
einer einfachen Anwendung, auch wenn sie sich nicht aus dem Gesetzeswortlaut
ergibt. UE kommt der Anzahl der Beschmftigungen aber weiterhin Indizwirkung
zu. Jedenfalls kann die Gesamtdauer der Beschmftigungen die sozialversiche-
rungsrechtliche 50-Tages-Grenze (s. Anm. 8) lbersteigen.

4. Beschbftigungsdauer
18-Tage-Grenze: Die Beschmftigungsdauer des ArbN beim ArbG darf gem.
Abs. 1 Satz 2 je Beschmftigungsverhmltnis 18 zusammenhmngende Arbeitstage
nicht lberschreiten. Es handelt sich um eine allein nach den tatsmchlichen Ver-
hmltnissen zu beurteilende Pauschalierungsvoraussetzung. Auf die vertraglichen
Vereinbarungen zwischen ArbG und ArbN kommt es nicht an. Diese objektive
Pauschalierungsvoraussetzung steht nicht im Widerspruch zu der vorrangig
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nach dem Parteiwillen zu bestimmenden Abgrenzung, ob eine nur gelegentliche
Tmtigkeit vorliegt (s. Anm. 26); sie stellt vielmehr ein zusmtzliches Kriterium zur
Abgrenzung nur gelegentlicher Tmtigkeiten von Dauerarbeitsverhmltnissen dar
und erleichtert damit die Rechtsanwendung. Wird die 18-Tage-Grenze lber-
schritten, ist – soweit nicht eine Pauschalierung als geringflgiges Beschmfti-
gungsverhmltnis nach Abs. 2, 2 a mqglich ist – das Regelbesteuerungsverfahren
durchzuflhren. Dies flhrt dazu, daß ein einmaliges Beschmftigungsverhmltnis
von 19 Tagen zur Regelbesteuerung flhren kann, wmhrend unter Beachtung der
18-Tage-Grenze und der Mqglichkeit einer mehrfachen Tmtigkeit pro Kj. (s.
Anm. 27) eine Beschmftigung bei einer hohen Gesamtbeschmftigungsdauer bei
einem ArbG noch pauschal versteuert werden kann. Bei mehrfachem Wechsel
der ArbG kann der ArbN wmhrend eines Kj. llckenlos tmtig sein, ohne der Re-
gelversteuerung zu unterliegen, da das Gesetz eine Hqchstdauer der Gesamtbe-
schmftigung im Kj. nicht vorsieht (zur Kritik an dieser Regelung Trzaskalik in
K/S/M, § 40a Rn. B 8).
Begriff des Arbeitstags: Dem Gesetzeswortlaut lmßt sich nicht unmittelbar
entnehmen, wie die maßgebliche Anzahl zusammenhmngender Arbeitstage zu
ermitteln ist. Der Begriff „Arbeitstag“ entspricht nicht dem Begriff „Kalender-
tag“. Hmtte nmmlich die Bemessung der 18-Tage-Grenze nach Kalendertagen er-
folgen sollen, hmtte es nahegelegen, diesen Begriff zu verwenden (BFH v.
28. 1. 1994 VI R 51/93, BStBl. II, 421). Vielmehr deutet die Verwendung des
Begriffs „Arbeitstag“ darauf hin, daß es dem Gesetzgeber darauf ankam, nur die
Anzahl der Tage, an denen der ArbN tatsmchlich flr den ArbG tmtig wurde, bei
der Berechnung der 18-Tage-Grenze zu berlcksichtigen. Dieser Auslegung ent-
spricht es, als Arbeitstag den jeweiligen Zeitraum einer Arbeitseinheit im Betrieb
des ArbG anzusehen. Arbeitstag kann dementsprechend auch eine Frlh-, Spmt-
oder Nachtschicht sein, die lber den Wechsel des Kalendertags hinausgeht. Er-
streckt sich die Tmtigkeit des ArbN lber mehrere Arbeitseinheiten, wenn der
ArbN zB unmittelbar im Anschluß an die Nachtschicht auch im Rahmen der
Frlhschicht tmtig wird, ist diese Tmtigkeit als sich lber zwei Arbeitstage erstrek-
kend anzusehen (BFH v. 28. 1. 1994 VI R 51/93 aaO). Zu Abgrenzungsproble-
men kann es kommen, wenn die lbliche Arbeitseinheit im Betrieb des ArbG
nicht eindeutig festgelegt ist, sondern sich etwa nach dem jeweiligen Arbeitsan-
fall richtet. In diesem Fall wird man den Zeitraum von der Arbeitsaufnahme bis
zum Ende der Tmtigkeit als Arbeitseinheit ansehen mlssen; allerdings kann
selbst bei einer lmngeren Arbeitseinheit der Arbeitstag 24 Stunden nicht lber-
schreiten. Bei Beschmftigten, deren Beschmftigungsdauer je Arbeitseinheit die re-
gelmmßige Arbeitszeit im Betrieb des ArbG unterschreitet, zB Krmfte mit halber
Stundenzahl, ist auch die verklrzte Arbeitseinheit als Arbeitstag anzusehen, da
Abs. 1 Satz 2 nicht nach der Dauer der arbeitstmglichen Beschmftigung differen-
ziert.
Zusammenhbngend sind Arbeitstage, wenn sie ohne Unterbrechung aufeinan-
der folgen. Dabei zmhlen allgemein arbeitsfreie Tage (Sonntage und gesetzliche
Feiertage) sowie betriebs- oder ortslbliche arbeitsfreie Tage (Samstage, Ruheta-
ge im Gaststmttengewerbe, regional bestimmte Karnevalstage) nicht mit, es sei
denn, der ArbN wird an diesen Tagen tatsmchlich tmtig oder der Arbeitslohnan-
spruch besteht auch an diesen Tagen fort. Demgegenlber sind zB Krankheits-
tage, Urlaubstage oder Streiktage als Arbeitstage zu zmhlen, soweit sie nicht auf
die ohnehin arbeitsfreien Tage fallen (differenzierend FG Hamb. v. 9. 12. 1977,
EFG 1978, 335, rkr.; BlOmich/Heuermann, § 40 a Rn. 41; Trzaskalik in
K/S/M, § 40a Rn. B 8). UE ist also darauf abzustellen, ob der ArbN an den be-
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treffenden Arbeitstagen seine Arbeitskraft schuldet oder er jedenfalls den An-
spruch auf Lohnzahlung behmlt.
Heimarbeiter kqnnen typischerweise ihre Arbeitszeit selbst bestimmen, da sie
nicht zu einer kontinuierlichen Arbeitsleistung verpflichtet sind (Otten, BB
1983, 258 mwN). Ob die 18-Tage-Grenze eingehalten ist, kann daher nur an-
hand entsprechender Einzelnachweise des ArbN hinsichtlich seiner Tmtigkeit ge-
prlft werden. Fehlen solche Aufzeichnungen, kann bei Heimarbeitern nicht
ohne weiteres davon ausgegangen werden, daß sie an allgemein arbeitsfreien Ta-
gen nicht tmtig werden. In diesem Fall dlrfte es aus Praktikabilitmtserwmgungen
angebracht sein, auf Kalendertage abzustellen.
Telearbeiter kqnnen wie Heimarbeiter idR ihre Arbeitszeit frei einteilen. Des-
halb setzt auch eine Pauschalierung bei Telearbeitsverhmltnissen die Flhrung de-
taillierter Tmtigkeitsnachweise voraus.

5. Arbeitslohngrenze (Satz 2 Nr. 1)
Satz 2 Nr. 1 verlangt flr eine kurzfristige Beschmftigung, daß der Arbeitslohn
wmhrend der Beschmftigungsdauer 62 E durchschnittlich je Arbeitstag nicht lber-
steigt. Wird die Arbeitslohngrenze lberschritten, ist die Pauschalierung ausge-
schlossen, wenn nicht die Voraussetzungen von Satz 2 Nr. 2 erflllt sind (s.
Anm. 30).
Arbeitslohn als Pauschalierungsgrenze: Satz 2 Nr. 1 stellt zur Ermittlung der
Pauschalierungsgrenze ebenso wie bei der Bemessungsgrundlage der pauschalen
LSt. auf den Arbeitslohn ab. Dementsprechend sind smmtliche Bezlge zu be-
rlcksichtigen, die in die Bemessungsgrundlage der pauschalen LSt. selbst einzu-
beziehen sind (s. Anm. 21).
Berechnung der Pauschalierungsgrenze: Die Arbeitslohngrenze bezieht sich
auf den durchschnittlichen Tagesverdienst wmhrend der begrenzten Beschmfti-
gungsdauer. Der durchschnittliche Tagesverdienst ist das rechnerische Ergebnis
aus dem Gesamtarbeitslohn und der Zahl der Arbeitstage. Wegen der Durch-
schnittsberechnung ist es unschmdlich, wenn die Arbeitslohngrenze an einzelnen
Arbeitstagen lberschritten wird, sofern an den anderen Arbeitstagen ein ent-
sprechend geringerer Arbeitslohn anfmllt. Im Ergebnis darf die Summe des Ar-
beitslohns wmhrend der Beschmftigungsdauer nicht grqßer sein als die Zahl der
Arbeitstage vervielfacht mit 62 E. Die der Berechnung zugrunde zu legende Be-
schmftigungsdauer ist die jeweilige Tmtigkeitsphase wmhrend des einzelnen Be-
schmftigungsverhmltnisses, da das Gesetz weder auf den Lohnzahlungszeitraum
noch auf den Lohnabrechnungszeitraum abstellt (glA BlOmich/Heuermann,
§ 40 a Rn. 42; Trzaskalik in K/S/M, § 40a Rn. B 9). Deshalb ist es flr die Be-
rechnung auch unerheblich, wenn sich die Beschmftigungsdauer lber das Ende
des Kj. hinaus erstreckt. Auf den jeweiligen Beschmftigungszeitraum ist auch ab-
zustellen, wenn der ArbN bei einem ArbG mehrfach tmtig wird; eine Berech-
nung lber mehrere Beschmftigungszeitrmume ist uE mit dem Gesetzeswortlaut
nicht in Einklang zu bringen. Zur Berechnung der Pauschalierungsgrenze bei
Sonderzahlungen s. Anm. 42.
Zu beachten ist, daß neben der Arbeitslohngrenze des Satz 2 Nr. 1 auch die
Grenze des Abs. 4 Nr. 1 eingehalten sein muß, der durchschnittliche Arbeits-
lohn pro Arbeitsstunde also 12 E nicht lbersteigen darf (s. Anm. 55).
Heimarbeit und Telearbeit: Bei Heimarbeitern und bei Telearbeit ist auf die
jeweilige Beschmftigungsperiode, dh. auf die jeweils zusammenhmngenden Ar-
beitstage abzustellen (s. auch Anm. 28). Zur Berechnung, ob die Grenze von
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62 E je Arbeitstag lberschritten ist, ist dabei der flr die Periode insgesamt ge-
zahlte Arbeitslohn zu addieren und durch die Anzahl der Arbeitstage zu dividie-
ren. Zur Berechnung der Stundenlohngrenze s. Anm. 55.

6. Beschbftigung wird zu einem unvorhersehbaren Zeitpunkt sofort
erforderlich (Satz 2 Nr. 2)

Die Arbeitslohngrenze des Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 gilt nicht, wenn die Beschmfti-
gung zu einem unvorhersehbaren Zeitpunkt sofort erforderlich wird; Satz 2
Nr. 2 enthmlt damit eine zu Nr. 1 alternative Pauschalierungsvoraussetzung.
Auch bei Vorliegen der Voraussetzung des Satzes 2 Nr. 2 mlssen die lbrigen
Pauschalierungsvoraussetzungen des Abs. 1 erflllt sein. Darlber hinaus ist die
allg. Pauschalierungsgrenze des Abs. 4 zu beachten (s. Anm. 55).
Unvorhersehbarer Zeitpunkt: Das Tatbestandsmerkmal soll dem ArbG er-
mqglichen, Arbeitslohn bei einem nicht einkalkulierbaren Arbeitskrmftebedarf
pauschal zu versteuern. Unvorhersehbar ist der Bedarf an Arbeitskrmften, wenn
er von vorneherein einer Planung unzugmnglich war. Dies ist auch dann der Fall,
wenn der Eintritt des den Arbeitskrmftebedarf auslqsenden Ereignisses zwar ab-
strakt vorhersehbar, der Zeitpunkt des Ereignisses jedoch nicht kalkulierbar war
(FG Hamb. v. 5. 4. 1991, EFG 1991, 775, rkr.). Maßgeblich ist, daß der ArbG
nicht von vorneherein mit der Notwendigkeit einer Einstellung zu einem be-
stimmten Zeitpunkt rechnen konnte. Bei dieser Beurteilung kommt es nicht auf
die subjektive Vorstellung des ArbG, sondern darauf an, ob ein Dritter bei Wlr-
digung der objektiven Umstmnde einen zusmtzlichen Arbeitskrmftebedarf konkret
vorhergesehen hmtte. Satz 2 Nr. 2 soll nicht eine Pauschalierung bei Fehlein-
schmtzungen des ArbG ermqglichen.
E Vorhersehbar ist ein zusmtzlicher Arbeitskrmftebedarf zB bei Messen, Sonder-
veranstaltungen, Inventur, Schluß- und Rmumungsverkmufen oder wenn der
ArbG regelmmßig mit rufbereiten ArbN arbeitet (Nds. FG v. 25. 8. 1992, EFG
1993, 344, rkr.; R 128 Abs. 3 LStR 2004).
E Nicht vorhersehbar ist zB der krankheitsbedingte Ausfall von ArbN, auch wenn
es sich bei diesen ArbN um Aushilfskrmfte handelt, die Beschmftigung von ArbN
zur Beseitigung von Schmden bei Betriebsunfmllen oder ungewqhnlichen Witte-
rungseinfllssen (Trzaskalik in K/S/M, § 40a Rn. B 12), ebenso bei witterungs-
bedingtem starken Ausflugsverkehr im Gaststmttengewerbe (FG Hamb. v.
5. 4. 1991, EFG 1991, 755, rkr.).
Sofort erforderlich wird die Beschmftigung der zusmtzlichen ArbN, wenn deren
Einstellung in unmittelbarem zeitlichen Zusammenhang mit dem Eintritt des
den Arbeitskrmftebedarf auslqsenden Ereignisses erfolgt. Dieser unmittelbare
Zusammenhang kann auch noch gegeben sein, wenn die Einstellung nicht am
Tage des Eintritts des Ereignisses erfolgt. UE kann auch nicht ohne weiteres
nach Ablauf von drei Tagen davon ausgegangen werden, daß eine Pauschalie-
rung nicht mqglich ist (aA FG Ba.-Wlrtt. v. 25. 1. 1991, EFG 1991, 628, rkr.).
Abzustellen ist vielmehr auf die Umstmnde, die zum plqtzlichen Arbeitskrmftebe-
darf flhren; darlber hinaus muß auch die flr die Suche geeigneter Arbeitskrmfte
benqtigte Zeit angemessen berlcksichtigt werden. Deshalb kann zB bei der
Schadensbeseitigung nach Betriebsunfmllen grqßeren Ausmaßes auch die Ein-
stellung nach einer Woche noch als sofort angesehen werden, wenn erst zu die-
sem Zeitpunkt der Einsatz der Krmfte notwendig und durchflhrbar wird.

Einstweilen frei.
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Erlbuterungen zu Abs. 2:
Einheitliche Pauschsteuer bei geringfegiger Beschbftigung

mit Verpflichtung zur Entrichtung pauschaler
Rentenversicherungsbeitrbge

I. Allgemeines zu Abs. 2

Bedeutung der Regelung: Die ab dem 1. 4. 2003 geltende Fassung von Abs. 2
lqst die bis zum 31. 3. 2003 bestehende StBefreiung des Arbeitsentgelts aus ge-
ringflgigen Beschmftigungen iSd. § 3 Nr. 39 ab. Sie erfaßt die Fmlle, in denen der
ArbG verpflichtet ist, pauschale Rentenversicherungbeitrmge zu entrichten und
sieht im Gegensatz zu allen anderen Pauschalierungsmqglichkeiten eine sog. ein-
heitliche Pauschsteuer vor.
Verhbltnis zu Abs. 1: Wmhrend Abs. 1 eine Pauschalierungsmqglichkeit aus-
schließlich flr kurzfristige Beschmftigungen erqffnet, lmßt Abs. 2 die Pauschalie-
rung auch bei Dauerbeschmftigungen zu. Da „Dauerarbeitsverhmltnis“ aber kein
Tatbestandsmerkmal ist, kann grds. eine kurzfristige Beschmftigung iSd. Abs. 1
eine geringflgige Beschmftigung iSv. Abs. 2 sein. Anders als bei der bis zum
31. 3. 2003 geltenden Rechtslage ist aber eine nberschneidung beider Pauscha-
lierungsfmlle in der Praxis kaum noch denkbar. Dies hat seine Ursache darin, daß
Abs. 2 mit seinen Tatbestandsvoraussetzungen an die sozialversicherungsrecht-
lichen Begriffsbestimmungen anknlpft und damit mittelbar auch die sozialver-
sicherungsrechtliche Unterscheidung zwischen kurzfristiger und geringflgiger
Beschmftigung nach § 8 Abs. 1 SGB IV lbernimmt; damit kqnnen kurzfristige
Beschmftigungen, die zugleich die Voraussetzungen von § 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV
erflllen, nicht nach Abs. 2 pauschal versteuert werden. Dies folgt zwar nicht un-
mittelbar aus § 8 Abs. 1 SGB IV, aber aus dem Umstand, daß bei kurzfristigen
Beschmftigungen iSd. § 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV keine pauschalen Beitrmge zur
Rentenversicherung anfallen (s. Anm. 8). Folglich kann sich eine Tatbestands-
konkurrenz zwischen Abs. 1 und Abs. 2 nur noch ergeben, wenn eine kurzfristi-
ge Beschmftigung nach Abs. 1 nicht zugleich auch eine kurzfristige Beschmftigung
iSv. § 8 Abs. 1 Nr. 2 SBG IV ist. Dies kann zB der Fall sein, wenn die Beschmfti-
gung die sozialversicherungsrechtliche Grenze von 50 Tagen im Kj. lberschrei-
tet, aber noch die Voraussetzungen einer geringflgigen Beschmftigung iSv. § 8
Abs. 1 Nr. 2 SGB IV erflllt. Bei dieser Konstellation geht Abs. 2 der Pauschalie-
rung nach Abs. 1 vor, wenn pauschale Beitrmge zur Rentenversicherung anfallen.
Insoweit steht dem ArbG kein Wahlrecht zwischen den Pauschalierungstatbe-
stmnden zu.
Verhbltnis zu Abs. 2a: Abs. 2 a nimmt Bezug auf Abs. 2 und lmßt die Pauscha-
lierung bei geringflgigen Beschmftigungen zu, flr die keine pauschalen Renten-
versicherungsbeitrmge anfallen.
Verhbltnis zu Abs. 6: Wmhrend Abs. 2 die materiellen Voraussetzungen und
Rechtsfolgen der Pauschalierung regelt, enthmlt Abs. 6 eine spezielle Verfahrens-
vorschrift flr die Erhebung der einheitlichen Pauschsteuer (s. Anm. 60).

Hinweis zur frXheren Rechtslage: Bis zur Neufassung des Abs. 2 ab dem 1. 4. 2003 sah
Abs. 2 flr geringflgige Beschmftigungen einen festen Pauschsteuersatz vor, der zuletzt
(ab 1996) 20 vH betrug. Bis einschließlich 1992 lag eine Beschmftigung in geringem
Umfang und gegen geringen Arbeitslohn vor, wenn bei monatlicher Lohnzahlung die
Beschmftigungsdauer 86 Stunden und der Arbeitslohn 520 DM nicht lberstieg. Bei klr-
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zeren Beschmftigungszeitrmumen durfte die Beschmftigungsdauer 20 Stunden und der
Arbeitslohn 120 DM wqchentlich nicht lbersteigen. In den VZ 1993–1998 sowie bis
zum 31. 3. 1999 waren die Arbeitslohngrenzen durch dynamisch an die Arbeitsentgelt-
grenze des Sozialversicherungsrechts gekoppelte Werte ersetzt worden. In der Zeit
vom 1. 4. 1999 bis zum 31. 12. 2000 betrug die monatsbezogene Arbeitslohngrenze
630 DM, die wochenlohnbezogene Arbeitslohngrenze 147 DM. Zum 1. 1. 2002 wurde
die wqchentliche Arbeitslohngrenze gestrichen und die monatliche auf 325 E erhqht.
Diese Regelung hatte bis zum 31. 3. 2003 Glltigkeit. Zur Rechtsentwicklung s. Anm. 2.

II. Voraussetzungen der Pauschalierung bei geringfegiger
Beschbftigung

1. Pauschalierungswahlrecht des Arbeitgebers unter Verzicht auf Vorlage
der Lohnsteuerkarte

Auch Abs. 2 sieht wie die anderen Pauschalierungsfmlle ein Pauschalierungswahl-
recht des ArbG unter Verzicht auf die Vorlage der LStKarte vor (s. allg.
Anm. 17). Der ArbG kann demnach, auch wenn er sozialversicherungsrechtlich
zur Abflhrung pauschaler Rentenversicherungsbeitrmge verpflichtet ist, das Re-
gelbesteuerungsverfahren wmhlen. In diesem Fall entfmllt die einheitliche Pausch-
steuer von 2 vH; die anfallende LSt. ist im Regelbesteuerungsverfahren an des
FA abzuflhren. Dies kann zu einer geringeren StBelastung flhren, wenn flr
den ArbN im Kj. keine ESt. anfmllt, weil zB der Grundfreibetrag unterschritten
ist. In der Praxis dlrfte diese Vorgehensweise aber wegen des nur geringen Vor-
teils von maximal 8 E im Monat (= 400 E v 2 vH) ohne Bedeutung bleiben.

2. Arbeitsentgelt aus einer geringfegigen Beschbftigung

a) cberblick
Da Abs. 2 auf § 8 Abs. 1 Nr. 1 und § 8a SGB IV Bezug nimmt, ist entsprechend
der sozialrechtlichen Differenzierung zu unterscheiden zwischen:
– geringflgig Beschmftigten in Unternehmen (§ 8 Abs. 1 Nr. 1 SGB IV)
– geringflgig Beschmftigten in Privathaushalten (§ 8a SGB IV).
Die Differenzierung beruht auf der Absicht des Gesetzgebers, die sog. Mini-
Jobs in Privathaushalten besonders zu beglnstigen, indem die Gesamtbeitrags-
last anstatt bei 25 vH bei 12 vH liegt (s. Anm. 8).

b) Geringfegig Beschbftigte in Unternehmen
Arbeitsentgelt: Die Pauschalierung setzt voraus, daß Arbeitsentgelt gezahlt
wird. Dies erfordert, daß der geringflgig Beschmftigte als ArbN anzusehen ist.
Der ArbNBegriff entspricht dem in Abs. 1 (s. Anm. 19). Flr geringflgig selb-
stmndig Tmtige iSv. § 8 Abs. 3 SGB IV findet Abs. 2 keine Anwendung. Da die
Vorschrift ausdrlcklich von Arbeitsentgelt und nicht von Arbeitslohn spricht,
ist nicht der Arbeitslohnbegriff des § 19 EStG maßgeblich, sondern der Arbeits-
entgeltbegriff des § 14 SGB IV. Die einheitliche Pauschsteuer ist kein Teil des
Arbeitsentgelts (Kirchhof/Eisgruber III. § 40 a Rn. 8b).
Geringfegige Beschbftigung: Abs. 2 enthmlt keinen eigenstmndigen strecht-
lichen Begriff der geringflgigen Beschmftigung, sondern knlpft an die Regelun-
gen des Sozialversicherungsrechts an. Es muß sich um eine geringflgige Be-
schmftigung iSv. § 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV handeln (s. Anm. 8). Nach dieser
Vorschrift ist ausschließliche Voraussetzung einer geringflgigen Beschmftigung,
daß das Arbeitsentgelt aus dieser Beschmftigung regelmmßig 400 E monatlich
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nicht lbersteigt. Die frlhere Begrenzung auf maximal 15 Wochenstunden ist
entfallen, so daß flexible Arbeitszeitgestaltungen mqglich sind. Auch die Ar-
beitslohngrenze des Abs. 4 Nr. 1 findet keine Anwendung, so daß auch ein
hqherer durchschnittlicher Arbeitslohn als 12 E vereinbart werden kann. Dies
dlrfte jedoch in der Praxis der sog. Mini-Jobs nur selten der Fall sein.
400 E-Grenze: Die 400 E-Grenze ist eine monatslohnbezogene Grenze. Bei
klrzeren Lohnzahlungszeitrmumen sind die auf den Monat entfallenden Zahlun-
gen zusammenzurechnen. Monat ist der Kalendermonat. Beginnt oder endet die
Beschmftigung im Laufe eines Kalendermonats, ist ein anteiliger Monatswert zu
errechnen ([400 E : 30] v Kalendertage). Bei vom Kalendermonat abweichen-
den Lohnzahlungszeitrmumen ist die Summe der anteiligen Monatswerte anzu-
setzen. Flr die Prlfung, ob die 400 E-Grenze lberschritten ist, kommt es auf
den regelmmßigen Arbeitslohn an. Dabei ist zunmchst auf das Arbeitsentgelt ab-
zustellen, auf das der ArbN auf Grund seines Arbeitsvertrags einen Rechtsan-
spruch hat. Dieser Anspruch kann sich sowohl aus dem Vertrag aber auch aus
tarifvertraglichen Regelungen und Betriebsvereinbarungen ergeben. Ein (teilwei-
ser) Verzicht auf das geschuldete Arbeitsentgelt soll die Hqhe des Arbeitsent-
gelts nicht mindern (Tz. 2.1.1. der Geringflgigkeitsrichtlinien). Bei schwanken-
der Hqhe des Arbeitsentgelts und in den Fmllen, in denen im Rahmen eines
Dauerarbeitsverhmltnisses saisonbedingt unterschiedliche Arbeitsentgelte erzielt
werden, ist der regelmmßige Betrag nach den Grundsmtzen zu ermitteln, die flr
die Schmtzung des Jahresarbeitsentgelts in der Krankenversicherung bei schwan-
kenden Bezlgen gelten (Tz. 2.1.1. der Geringflgigkeitsrichtlinien). Der so fest-
gestellte Betrag bleibt flr die Vergangenheit auch dann maßgebend, wenn er in-
folge nicht sicher voraussehbarer Umstmnde mit den tatsmchlich gezahlten
Arbeitsentgelten nicht lbereinstimmt (BSG v. 27. 9. 1961, 3 K 12/57, SozR
Nr. 6 zu § 168 RVO; v. 23. 11. 1966, 3 RK 56/64, USK 6698; v. 23. 4. 1974,
4 RJ 335/72, USK 7443). Diese flr das Sozialversicherungsrecht entwickelten
Grundsmtze sind wegen der Bezugnahme auf die sozialversicherungsrechtlichen
Vorschriften auch flr die Pauschalierung nach Abs. 2 maßgeblich. Dies ist we-
gen der damit verbundenen Vereinheitlichung von StR und Sozialversicherungs-
recht zu begrlßen.
Sonderzahlungen: Nach BFH v. 13. 1. 1989 (VI R 66/87, BStBl. II, 1030) und
v. 21. 7. 1989 (VI R 157/87, BStBl. II, 1032) und nach Ansicht der FinVerw.
(H 128 LStH 2004 „sonstige Bezlge“) waren vom ArbG gewmhrte sonstige Be-
zlge, also vor allem Sonderzahlungen (zB Weihnachtsgeld, Urlaubsgeld, Prmmi-
en, Gratifikationen) auch schon nach der vor dem 1. 4. 2003 geltenden Rechtsla-
ge rechnerisch auf die Lohnzahlungs-Zeitrmume zu verteilen, flr die sie erbracht
wurden. Diese Ansicht, der uE bislang eine Rechtsgrundlage fehlte, ist nunmehr
durch die gesetzliche Regelung in § 8 Abs. 1 Nr. 1 SGB IV gedeckt. Denn da
auf das „regelmmßige“ Arbeitsentgelt abzustellen ist, ist eine lber den Lohnzah-
lungszeitraum hinaus gerichtete Betrachtung zulmssig. Insoweit gehen auch die
Sozialversicherungstrmger (Tz. 2.1.1. der Geringflgigkeitsrichtlinien) davon aus,
daß einmalige Einnahmen, deren Gewmhrung mit hinreichender Sicherheit min-
destens einmal jmhrlich zu erwarten ist, bei der Ermittlung des regelmmßigen
Arbeitsentgelts zu berlcksichtigen sind. Demgegenlber sollen aber nicht regel-
mmßig wiederkehrende Zuwendungen nicht in die Ermittlung der Arbeitslohn-
grenze einbezogen werden, wie zB Jubilmumszuwendungen. Damit bleibt die
Pauschalierung also mqglich, wenn das durchschnittliche Arbeitsentgelt zusam-
men mit der nicht regelmmßig wiederkehrenden Sonderzahlung die 400 E-Gren-
ze lberschreitet.
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Mehrere Beschbftigungen: Da die Pauschalierung unmittelbar an die sozial-
versicherungsrechtlichen Regelungen anknlpft, gelten die Bestimmungen lber
die Zusammenrechnung bei mehreren Beschmftigungsverhmltnissen auch flr die
Pauschalierung nach Abs. 2 (s. Anm. 6).

c) Geringfegig Beschbftigte in Privathaushalten
LStrechtlich sind geringflgige Beschmftigungen im Privathaushalten den gering-
flgigen Beschmftigungen in Unternehmen gleichgestellt, da § 8a SGB IV unmit-
telbar auf § 8 SGB IV verweist und Abs. 2 in gleicher Weise auf beide Vorschrif-
ten Bezug nimmt. Unterschiede ergeben sich nur bei der Erhebung der
einheitlichen Pauschsteuer (s. Anm. 60).

3. Verpflichtung zur Entrichtung pauschaler Rentenversicherungs-
beitrbge

Pauschale Rentenversicherungsbeitrbge bei Versicherungspflicht: Abs. 2
knlpft zum einen an die Verpflichtung zur Entrichtung pauschaler Rentenversi-
cherungsbeitrmge bei Versicherungspflicht gem. § 168 Abs. 1 Nr. 1b oder 1c
SGB VI an (s. Anm. 8). Diese Konstellation kommt zB in Betracht beim Zu-
sammentreffen einer geringflgigen Beschmftigung mit einem versicherungs-
pflichtigen Beschmftigungsverhmltnis (vgl. Rolfs, ZIP 2003, 141) oder bei Be-
schmftigungsverhmltnissen mit Personen, die in besonderer Weise sozial
schutzbedlrftig sind, zB bei Behinderten in geschltzten Werkstmtten (vgl. Flek-
ken, nbersicht lber das Sozialrecht, 1998, Kap. 6/59).
Pauschale Rentenversicherungsbeitrbge bei Versicherungsfreiheit: Zum
anderen lmßt Abs. 2 die Pauschalierung zu, wenn sich die Verpflichtung zur Ent-
richtung pauschaler Rentenversicherungsbeitrmge aus § 172 Abs. 3 oder Abs. 3 a
SGB VI ergibt (s. Anm. 8). Dies ist der Hauptanwendungsfall der Pauschalie-
rung nach Abs. 2, weil die geringflgigen Beschmftigungsverhmltnisse grds. ver-
sicherungsfrei sind (Figge, DB 2003, 150).

III. Rechtsfolgen der Pauschalierung bei geringfegiger Beschbftigung

Der ArbG kann (Pauschalierungswahlrecht, s. Anm. 35) unter Verzicht auf die
Vorlage der LStKarte eine sog. einheitliche Pauschsteuer mit einem StSatz von
2 vH des Arbeitsentgelts erheben. Anders als in den lbrigen Pauschalierungsfml-
len ist der SolZ und die KiSt. in dem Pauschsteuersatz enthalten. Die Aufteilung
des Aufkommens ist in Abs. 6 Satz 4 geregelt (s. Anm. 60). Wie bei den anderen
Pauschalierungen nach § 40a hat der ArbG die pauschale Steuer zu lberneh-
men; bei der Veranlagung des ArbN bleibt sie außer Ansatz (Abs. 5; s.
Anm. 58).
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Erlbuterungen zu Abs. 2a:
Pauschalierung der Lohnsteuer bei geringfegiger
Beschbftigung ohne Verpflichtung zur Entrichtung

pauschaler Rentenversicherungsbeitrbge

I. Allgemeines zu Abs. 2a

Sofern der ArbG flr geringflgig Beschmftigte keine pauschalen Rentenversiche-
rungsbeitrmge nach Abs. 2 entrichtet, kann der Pauschsteuersatz von 20 vH des
Arbeitsentgelts eingreifen.
Verhbltnis zu Abs. 1: Da Abs. 2 a auf Abs. 2 verweist, gelten die Ausflhrungen
zum Konkurrenzverhmltnis zu Abs. 1 entsprechend (s. Anm. 34).
Verhbltnis zu Abs. 2: Abs. 2 a knlpft an die Tatbestandsvoraussetzungen des
Abs. 2 an. Die Vorschrift normiert einen Auffangtatbestand flr die Fmlle, in de-
nen keine Verpflichtung zur Entrichtung pauschaler Rentenversicherungsbeitrm-
ge besteht.

II. Voraussetzungen der Pauschalierung nach Abs. 2a

Bezugnahme auf Abs. 2: Da Abs. 2 a auf die Fmlle des Abs. 2 verweist, erfaßt
die Bezugnahme smmtliche geringflgigen Beschmftigungsverhmltnisse, sowohl in
Unternehmen (§ 8 Abs. 1 Nr. 1 SGB IV) als auch in Privathaushalten (§ 8a
SGB IV). Nicht von der Verweisung erfaßt ist die Entrichtung pauschaler Ren-
tenversicherungsbeitrmge, da Abs. 2 a insoweit eine Sonderregelung enthmlt.
Keine Verpflichtung zur Entrichtung pauschaler Rentenversicherungs-
beitrbge: Abs. 2 a erfaßt die Fmlle, in denen bei geringflgigen Beschmftigungen
keine pauschalen Rentenversicherungsbeitrmge gem. § 168 Abs. 1 Nr. 1b oder
1 c SGB VI oder gem. § 172 Abs. 3 oder 3a SGB VI zu zahlen sind. Dies ist vor
allem dann der Fall, wenn wegen der sozialversicherungsrechtlichen Zusammen-
rechnungsvorschrift des § 8 Abs. 2 SGB IV (s. Anm. 6) die Geringflgigkeits-
grenze lberschritten ist und somit eine Pauschalierung nach Abs. 2 ausscheidet.
Anders als bei der Pauschalierung nach Abs. 2 hat nmmlich die sozialversiche-
rungsrechtliche Zusammenrechnung auf die Pauschalierung nach Abs. 2 a kei-
nen Einfluß, da die Vorschrift gerade die Fmlle erfassen soll, in denen die Pau-
schalierung nach Abs. 2 ausgeschlossen ist; insoweit bewirkt die Verweisung
nicht, daß auch die Zusammenrechnungsvorschrift des § 8 Abs. 2 SGB IV An-
wendung findet. Vielmehr bleibt es bei dem Grundsatz, daß flr die LStPauscha-
lierung weiterhin auf das einzelne Beschmftigungsverhmltnis abzustellen ist
(Niermann/Plenker, DB 2003, 304). Dies entspricht dem Charakter der LSt.
als vereinfachtem Verfahren. Zudem wird auf diese Weise sichergestellt, daß von
der Pauschalierung nach Abs. 2 nicht erfaßtes Arbeitsentgelt einer Pauschalie-
rung zugmnglich ist. Daß in diesen Fmllen eine Doppelbelastung mit Sozialver-
sicherungsabgaben und pauschaler LSt. entsteht, ist vom Gesetzgeber gewollt
und entspricht im lbrigen der bis zum 31. 3. 2003 geltenden Rechtslage.
400 E-Grenze:Wegen der isolierten Betrachtung der Beschmftigungsverhmltnisse
ist flr jedes Beschmftigungsverhmltnis zu prlfen, ob das Arbeitsentgelt die
400 E-Grenze nicht lberschreitet. Wegen der Verweisung kommt es auch bei
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Abs. 2 a darauf an, daß das Arbeitsentgelt die Grenze nicht regelmmßig lber-
schreitet. Deshalb gelten die Ausflhrungen zu Abs. 2 auch im Anwendungsbe-
reich des Abs. 2 a (s. Anm. 37). Die Arbeitentgeltgrenze des Abs. 4, daß das Ar-
beitsentgelt nicht mehr als 12 E durchschnittlich je Arbeitsstunde betragen darf,
findet wegen der fehlenden Verweisung in Abs. 4 keine Anwendung.

III. Rechtsfolge: Pauschalierung mit 20 vH des Arbeitsentgelts

Gesetzlich bestimmter Steuersatz von 20 vH: Der vom Gesetz vorgesehene
Pauschsteuersatz von 20 vH liegt derzeit im Bereich des Eingangssteuersatzes
im Regelbesteuerungsverfahren von 16 vH (VZ 2004). Damit entsteht ein Steu-
ervorteil nur noch, wenn die Einbeziehung der pauschal besteuerten Bezlge in
das Regelbesteuerungsverfahren wegen des progressiv steigenden StSatzes zu ei-
ner hqheren Belastung als der Eingangssteuersatz flhrt. Stets unglnstiger als
das Regelbesteuerungsverfahren ist die Pauschalierung, wenn der ArbN mit sei-
nem Jahreseinkommen den Grundfreibetrag nicht lberschreitet, so daß sich bei
der Besteuerung im Regelbesteuerungsverfahren eine Steuerlast von 0 E ergibt.
Dies wird regelmmßig dann der Fall sein, wenn neben dem Pauschalierungsar-
beitsverhmltnis keine dem Regelbesteuerungsverfahren zu unterwerfenden Ein-
klnfte aus nichtselbstmndiger Tmtigkeit bezogen werden und der ArbN keine
Einklnfte aus anderen Einkunftsarten erhalten hat, da sich bei einer monat-
lichen Hqchstgrenze von 400 E ein Jahreshqchstverdienst von 4800 E ergibt.
Da der Grundfreibetrag 7664 E betrmgt, wlrde also im Regelbesteuerungsver-
fahren eine Steuer nicht entstehen. Berlcksichtigt man zusmtzlich, daß vorab der
ArbNPauschbetrag iH von 920 E in Ansatz zu bringen ist, kqnnen Einnahmen
in Hqhe von 8584 E erzielt werden, ohne daß eine StPflicht entsteht. Dieser Be-
trag kann sich zB durch individuelle Freibetrmge noch erhqhen. Es ist daher flr
den ArbN in Fmllen der nberwmlzung der pauschalen LSt. stets zu bedenken, ob
er nicht mit seinem ArbG die Durchflhrung des Regelbesteuerungsverfahrens
vereinbart. Auf der anderen Seite ermqglicht Abs. 2 die Pauschalierung mit
20 vH auch bei mehreren Arbeitsverhmltnissen, wodurch sich ein ArbN trotz
insgesamt vergleichsweise hoher Gesamteinklnfte dem Steuerzugriff entziehen
kann.
Arbeitsentgelt als Bemessungsgrundlage: Der Arbeitsentgeltbegriff des
Abs. 2 a entspricht dem des Abs. 2. Es gelten die Ausflhrungen in Anm. 37 ent-
sprechend.

Einstweilen frei.

Erlbuterungen zu Abs. 3:
Lohnsteuerpauschalierung fer Aushilfskrbfte

in der Land- und Forstwirtschaft

I. cberblick zu Abs. 3

Satz 1 erlaubt dem ArbG, die LSt. abweichend von Abs. 1 und 2 bei Aushilfs-
krmften in der LuF pauschal mit 5 vH des Arbeitslohns zu berechnen. Vorausset-
zung ist die Beschmftigung in Betrieben der LuF mit ausschließlich typisch land-
oder forstwirtschaftlicher Arbeit. Die Regelung hat Subventionscharakter (s.
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Anm. 3) und bedarf entsprechend ihrem Beglnstigungszweck restriktiver Ausle-
gung (glA BFH v. 17. 2. 1995 VI R 51/94, BStBl. II, 392).
Satz 2 Halbs. 1 definiert den Begriff der Aushilfskraft nach objektiven Merk-
malen. Die Definition ist seit dem VZ 1997 neu gefaßt. Mit dieser Gesetzesfas-
sung sollten einige in der Besteuerungspraxis aufgetretenen Abgrenzungsfragen
geklmrt und der Anwendungsbereich der LStPauschalierung im Bereich der LuF
erweitert werden (BTDrucks. 13/5952, 101). Danach sind Aushilfskrmfte iSd.
Abs. 3 Personen, die beschmftigt werden
– flr die Ausflhrung und
– flr die Dauer
– von Arbeiten, die nicht ganzjmhrig anfallen.
Spezielle betragsmmßige Pauschalierungsgrenzen werden nicht genannt; es gilt
aber die stundenbezogene Arbeitslohngrenze des Abs. 4.
Satz 2 Halbs. 2 bestimmt, daß es flr die Eigenschaft als Aushilfskraft unschmd-
lich ist, wenn der ArbN mit anderen land- und forstwirtschaftlichen Tmtigkeiten
beschmftigt wird, sofern deren Dauer 25 vH der Gesamtbeschmftigungsdauer
nicht lberschreitet.
Satz 3 schließt land- und forstwirtschaftliche Fachkrmfte und ArbN, die der
ArbG mehr als 180 Tage im Kj. beschmftigt, von der Pauschalierung aus.

II. Voraussetzungen und Rechtsfolgen der Pauschalierung bei
Aushilfskrbften in der Land- und Forstwirtschaft (Abs. 3 Satz 1)

1. Pauschalierung durch den Arbeitgeber unter Verzicht auf die Vorlage
der Lohnsteuerkarte (Satz 1, 1. Teils.)

Abweichend von Abs. 1 und 2 darf der ArbG die Pauschalversteuerung bei
Aushilfskrmften in der Land- und Forstwirtschaft vornehmen. Damit ist klarge-
stellt, daß bei der Anwendung des Abs. 3 die zeitlichen und betragsmmßigen Pau-
schalierungsgrenzen flr kurzfristig und geringflgig Beschmftigte nicht zur An-
wendung kommen.
Zum Pauschalierungswahlrecht des Arbeitgebers und den Verzicht auf
die Vorlage der Lohnsteuerkarte s. Anm. 17 f.
Aushilfskraft: Anders als Abs. 1 u. 2 verwendet Abs. 3 nicht den Begriff des
ArbN. Dennoch setzt die Pauschalierung voraus, daß es sich bei den Aushilfs-
krmften um ArbN handelt, da die Entstehung von LSt. die ArbNEigenschaft
voraussetzt. Setzt der ArbG Subunternehmer ein, ist stets zu prlfen, ob es sich
um verdeckte Arbeitsverhmltnisse handelt. In diesem Fall wird eine Pauschalie-
rung wegen fehlender Auslbung des Pauschalierungswahlrechts regelmmßig aus-
scheiden, da der ArbG keine Lohnversteuerung vorgenommen hat. Der Begriff
der Aushilfskraft ist in Satz 2 definiert, s. Anm. 51. Obgleich der Begriff „Aus-
hilfskrmfte“ verwendet wird, kommt die Pauschalierung auch bei nur einer einzi-
gen Arbeitskraft in Betracht.

2. Beschbftigung im Betrieb der Land- und Forstwirtschaft
(Satz 1, 2. Teils.)

Die Pauschalierung des Abs. 3 Satz 1 erfordert Aushilfskrmfte, „die in Betrieben
der Land- und Forstwirtschaft iSd. § 13 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 ausschließlich mit ty-
pisch land- und forstwirtschaftlichen Arbeiten beschmftigt werden“.
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Betrieb der Land- und Forstwirtschaft iSd. § 13 Abs. 1 Nr. 1–4: Zur Be-
stimmung, ob die Aushilfskraft in einem Betrieb der LuF tmtig wird, verweist
Abs. 3 Satz 1 auf § 13 Abs. 1 Nr. 1–4. Die Verweisung dient ausschließlich der
Begriffsbestimmung und bedeutet nicht, daß die Pauschalierung nur zulmssig ist,
wenn der Betrieb Einklnfte aus Land- und Forstwirtschaft erzielt. Denn Abs. 3
ist eine auf die Tmtigkeit der Aushilfskraft bezogene spezifische lstrechtliche
Vorschrift, die die Verglnstigung nicht von der Qualifizierung der Einklnfte
des ArbG abhmngig macht. Deshalb ist die Pauschalierung auch dann zulmssig,
wenn die Aushilfskraft in einem LuF-Betrieb tmtig wird, dessen Einklnfte ledig-
lich wegen seiner Rechtsform als gewerblich zu qualifizieren sind (hM, vgl. BFH
v. 5. 9. 1980 VI R 183/77, BStBl. II 1981, 76; Schmidt/Drenseck XXII. § 40a
Rn. 10; BlOmich/Heuermann, § 40 a Rn. 63; Trzaskalik in K/S/M, § 40a
Rn. D 2; K. Wagner, Die Pauschalierung der Lohn- und Lohnkirchensteuer,
1988, 49 mwN). Umgekehrt kommt eine Pauschalierung dann nicht in Betracht,
wenn der Betrieb aufgrund seiner Tmtigkeitsmerkmale nicht als LuF-Betrieb,
sondern als Gewerbebetrieb anzusehen ist; dies gilt selbst dann, wenn einzelne
Neben- oder Teilbetriebe flr sich allein einen Betrieb der LuF darstellen (BFH
v. 3. 8. 1990 VI R 22/89, BStBl. II, 1002; Hess. FG v. 13. 5. 1997, EFG 1997,
1191, Rev. VI R 89/98) und der einzelne ArbN nur mit typisch land- und forst-
wirtschaftlichen Arbeiten beschmftigt wird (glA BlOmich/Heuermann, § 40 a
Rn. 63).
Ausschließlich mit typisch land- und forstwirtschaftlichen Arbeiten mlssen die
Aushilfskrmfte zur Anwendung der Pauschalierungsregelung beschmftigt werden.
Die Ausschließlichkeit ist bei enger Auslegung des Wortlauts schon bei geringfl-
giger anderweitiger Beschmftigung nicht mehr gegeben. Die erforderliche Ab-
grenzung hmngt davon ab, welche Tmtigkeiten noch als typisch land- und forst-
wirtschaftliche Arbeiten anzusehen sind. Eine Beschmftigung mit anderen land-
und forstwirtschaftlichen Arbeiten steht aber seit dem VZ 1997 der Pauschalie-
rung nicht entgegen, sofern deren Dauer 25 vH der Gesamtbeschmftigungsdauer
nicht lberschreitet (Abs. 3 Satz 2). Auch wenn diese Regelung zur Begriffsbe-
stimmung der „Aushilfskrmfte“ dient, lmßt sie den Schluß zu, daß damit zugleich
das Tatbestandsmerkmal der Ausschließlichkeit relativiert werde sollte (s.
Anm. 52).
Typisch land- und forstwirtschaftliche Tbtigkeiten sind alle Arbeiten, die
bei der Bewirtschaftung eines land- und forstwirtschaftlichen Betriebs anfallen.
Zu den landwirtschaftlichen Betrieben gehqren auch Weinbaubetriebe und Ver-
edelungsbetriebe. Die Arbeiten mlssen in unmittelbarem Zusammenhang mit
der land- und forstwirtschaftlichen Produktion stehen. Deshalb kann zB auch
die Schaffung von Zufahrts- und Abtransportmqglichkeiten zu den steuerbe-
glnstigten Tmtigkeiten gehqren, sofern sie ausschließlich dem LuF-Betrieb die-
nen (BFH v. 12. 6. 1986 VI R 167/83, BStBl. II, 681). Der Zusammenhang mit
der Produktion fehlt, wenn die Aushilfskraft etwa zu Buchflhrungsarbeiten im
LuF-Betrieb herangezogen wird. Die Erledigung von Blroarbeiten gehqrt auch
in einem LuF-Betrieb gerade nicht zu den typisch landwirtschaftlichen Tmtigkei-
ten. Die Abgrenzung hmngt von den Umstmnden des Einzelfalls ab und setzt
stets eine genaue Prlfung voraus, welchen Zwecken die Beschmftigung der Aus-
hilfskraft dient. Nachweispflichtig ist der ArbG, der also das Risiko flr das Vor-
liegen der Pauschalierungsvoraussetzungen trmgt (s. Anm. 15).
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3. Rechtsfolge: Pauschalierung mit 5 vH des Arbeitslohns
(Satz 1, letzter Teils.)

Der StSatz von 5 vH ist gesetzlich vorgegeben. Bemessungsgrundlage ist der
Arbeitslohn (s. Anm. 21, 22). Der niedrige StSatz soll seine Rechtfertigung darin
finden, daß als Aushilfskrmfte in der LuF vorwiegend Personen in Betracht kom-
men, deren Einkommen unterhalb des Grundfreibetrags bleibt, wie zB Schller
und Studenten.

III. Begriff der Aushilfskraft (Abs. 3 Satz 2)

1. Legaldefinition des Begriffs der Aushilfskraft (Satz 2 Halbs. 1)
Legaldefinition:
E Satz 2 Halbs. 1 enthmlt die Legaldefinition des in Satz 1 genannten Begriffs
der Aushilfskraft. Danach sind Aushilfskrmfte iS dieser Vorschrift die Personen,
die
– flr die Ausflhrung und
– flr die Dauer
– von Arbeiten, die nicht ganzjmhrig anfallen,
beschmftigt werden.
Diese Tatbestandsmerkmale mlssen kumulativ erflllt sein und sind mangels
konkreter Begrenzungen tendenziell unbestimmt.
E Satz 2 Halbs. 2 sieht eine Beschmftigung mit anderen land- und forstwirtschaft-
lichen Arbeiten in geringem Umfang (25 vH) flr den Begriff der Aushilfskraft
als unschmdlich an (s. Anm. 52).
E Satz 3 schrmnkt die Begriffsbestimmung durch den Ausschluß bestimmter
Personengruppen (s. Anm. 53) ein. Anders als bei der Pauschalierung nach
Abs. 1 werden Arbeitslohngrenzen (bspw. als Tages-, Wochen- oder Monats-
lohngrenzen) nicht genannt. Allerdings findet die Stundenlohngrenze des Abs. 4
Anwendung (s. Anm. 55).
Aushilfskrbfte im Sinne dieser Vorschrift: Diese Formulierung stellt klar, daß
die Begriffsbestimmung nur flr die Anwendung des Abs. 3 gilt. Damit enthmlt
Abs. 3 einen spezifisch auf die Pauschalierung in der LuF zugeschnittenen, typi-
sierenden (BlOmich/Heuermann, § 40 a Rn. 65) Begriff der Aushilfskraft.
Fer die Ausfehrung von Arbeiten muß die Aushilfskraft in das Beschmfti-
gungsverhmltnis treten. Daraus ist abzuleiten, daß die Einstellung zur Erledigung
konkret anfallender Arbeiten zu erfolgen hat. Die durch die Aushilfskraft aus-
zulbende Tmtigkeit muß ihrer Art nach von vorneherein bestimmt sein. Erfor-
derlich ist eine konkrete Bezeichnung der vorzunehmenden Arbeiten (zB Ernte-
hilfe, Rodungsarbeiten). Dabei empfiehlt es sich, die Tmtigkeitsbeschreibung in
den Arbeitsvertrag aufzunehmen. Wird kein schriftlicher Vertrag geschlossen,
kann auch aus den Umstmnden der Tmtigkeit der Rlckschluß darauf geschlossen
werden, daß die Einstellung flr eine bestimmte Tmtigkeit erfolgt ist. Eine nur
pauschale Bezeichnung wie zB landwirtschaftliche Saisonarbeiten genlgt den
Anforderungen an eine im voraus bestimmte Tmtigkeit allerdings nicht. Ebenso-
wenig reicht es aus, wenn die Aushilfskraft ursprlnglich flr eine die Pauschalie-
rung ausschließende Mischtmtigkeit eingestellt wurde und flr einen begrenzten
Zeitraum ausschließlich eine bestimmte Tmtigkeit zugewiesen erhmlt. Dement-
sprechend ist eine Kraft, deren Tmtigkeitsbereich im Einstellungszeitpunkt noch
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nicht feststeht, sondern die flr jeweils anfallende Tmtigkeiten eingestellt wird,
nicht als Aushilfskraft anzusehen. Eine Pauschalierung ist unzulmssig. Im Zweifel
trmgt der ArbG die Feststellungslast, daß die Einstellung der Kraft zur Ausflh-
rung bestimmter land- und forstwirtschaftlicher Tmtigkeiten erfolgt ist. Daß es
sich bei den auszuflhrenden Arbeiten um typisch land- und forstwirtschaftliche
Tmtigkeiten handeln muß, folgt aus Abs. 3 Satz 1 Halbs. 2 (s. Anm. 49).
Fer die Dauer der Arbeiten muß das Beschmftigungsverhmltnis begrlndet wer-
den. Dieses Tatbestandsmerkmal dient der Abgrenzung zu einer laufenden Tm-
tigkeit. Da das zeitliche Moment nach dem eindeutigen Gesetzeswortlaut auf die
konkreten Arbeiten abstellt, ist also eine Pauschalierung nur so lange zulmssig,
wie der ArbN im Rahmen der Arbeiten tmtig ist, flr die er in das Dienstverhmlt-
nis getreten ist. Das Gesetz geht also davon aus, daß das Dienstverhmltnis endet,
sobald die Arbeiten abgeschlossen sind. Wird das Dienstverhmltnis dennoch
fortgeflhrt, stellt sich die Frage, ob damit die Pauschalierung von Anfang an un-
zulmssig wird oder ob sie erst ab dem Zeitpunkt der Fortflhrung des Dienstver-
hmltnisses ausgeschlossen ist. UE kommt es bei der Beurteilung solcher Sachver-
halte darauf an, welche Vereinbarungen ArbG und ArbN bei der Begrlndung
des Dienstverhmltnisses getroffen haben. War das Dienstverhmltnis zivilrechtlich
auf die konkret anfallenden Arbeiten beschrmnkt und setzt die Weiterbeschmfti-
gung die Begrlndung eines neuen Dienstverhmltnisses voraus, bleibt die Pau-
schalierung flr das erste Dienstverhmltnis zulmssig. War hingegen das Dienstver-
hmltnis nicht auf die konkreten Tmtigkeiten beschrmnkt oder zugunsten des ArbN
eine Verlmngerungsoption begrlndet, fehlt es an einer Beschmftigung „flr“ die
Dauer der bestimmten Arbeiten. Die Pauschalierung ist insgesamt unzulmssig.
Da in der Besteuerungspraxis gerade bei Aushilfsarbeiten in der LuF nur selten
entsprechende schriftliche Vereinbarungen getroffen werden, wird dem ArbG
flr den Fall der Fortdauer der Beschmftigung nur selten der Nachweis gelingen,
daß diese nicht von vorneherein beabsichtigt war. Er trmgt jedoch die Feststel-
lungslast flr das Vorliegen der Pauschalierungsvoraussetzungen.
Wie sich die Dauer der Arbeiten bestimmt, hmngt davon ab, wie die Tmtigkeit
konkretisiert ist. So ist zB bei einer Beschmftigung als „Erntehelfer“ dann die
gleiche Tmtigkeit gegeben, wenn sich die Tmtigkeit lber mehrere ineinander lber-
gehende Erntezeitrmume erstreckt. Hingegen ist zB bei einer Tmtigkeitsbezeich-
nung „Erntehelfer Kartoffelernte“ auf die Dauer der Kartoffelernte abzustellen.
Je nach Tmtigkeitsbeschreibung kann es zu Abgrenzungsschwierigkeiten kom-
men. Dies gilt insbes. flr die Beurteilung der Beschmftigung eines ArbN mit un-
terschiedlichen Tmtigkeiten. Hier hmngt die Mqglichkeit der Pauschalierung letzt-
lich davon ab, wie die zu leistenden Arbeiten bei der Aufnahme der Tmtigkeit
konkretisiert werden. Je weiter die Tmtigkeitsbeschreibung gefaßt ist, desto ver-
schiedener kqnnen die ausgelbten Tmtigkeiten sein; zugleich steigt aber bei einer
weiten Tmtigkeitsbeschreibung das Risiko, daß sich nicht mehr feststellen lmßt,
wodurch sich die Dauer der Tmtigkeit bestimmt. Um solchen Schwierigkeiten
entgegen zu wirken, kann es sich empfehlen, flr konkret zu bezeichnende Ar-
beiten jeweils zivilrechtlich ein neues Beschmftigungsverhmltnis einzugehen, da
eine wiederkehrende Beschmftigung der Pauschalierung nicht entgegensteht. Al-
lerdings darf ein Beschmftigungsverhmltnis nicht stmndig fortbestehen oder von
vorneherein auf unbestimmte Dauer angelegt sein (Nds. FG v. 20. 5. 1980, EFG
1980, 519, rkr.; FG Saarl. v. 28. 7. 1981, EFG 1982, 375, rkr.; FG Dlss. v.
27. 7. 1989, EFG 1990, 37, rkr.). Bei wiederkehrender Beschmftigung innerhalb
eines Kj. ist die 180-Tage-Grenze des Satz 3 zu beachten (s. Anm. 54).
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Fer Arbeiten, die nicht ganzjbhrig anfallen, muß die Beschmftigung der Aus-
hilfskraft erfolgen. Damit ist gesetzlich klargestellt, daß – abgesehen von der in
Abs. 3 Satz 2 Halbs. 2 normierten Ausnahme – eine Pauschalierung bei Arbeiten
nicht in Betracht kommt, die keinen erkennbaren Abschluß in sich tragen, son-
dern das ganze Jahr lber anfallen. Folglich kommt eine Pauschalierung nur bei
saisonbedingtem Arbeitsanfall in Betracht (BFH v. 7. 3. 2002 VI B 133/99, nv.).
Deshalb ist zB bei Stall- oder Blroarbeiten eine Pauschalierung ausgeschlossen.
Hauptanwendungsfall der Pauschalierung nach Abs. 3 dlrfte deshalb der Ein-
satz als Erntehelfer sein.

2. Unschbdliche Beschbftigung mit anderen land- und
forstwirtschaftlichen Tbtigkeiten (Satz 2 Halbs. 2)

Nach Abs. 3 Satz 2 Halbs. 2 ist es flr die Eigenschaft des ArbN als Aushilfskraft
unschmdlich, wenn er mit anderen land- und forstwirtschaftlichen Tmtigkeiten
beschmftigt wird, sofern deren Dauer 25 vH der Gesamtbeschmftigungsdauer
nicht lberschreitet.
Andere land- und forstwirtschaftliche Arbeiten iSd. Vorschrift sind all dieje-
nigen, die an sich nach Satz 2 zu einem Pauschalierungsausschluß flhren wlr-
den. Es kann sich also gleichermaßen um Arbeiten handeln, flr die der ArbN
nicht eingestellt wurde, wie auch um Arbeiten, die ganzjmhrig anfallen. Damit
werden einerseits die an sich strengen Pauschalierungsvoraussetzungen des
Abs. 3 Satz 2 zugunsten einer flexibleren Einsetzbarkeit der ArbN gemildert
und andererseits dem Umstand Rechnung getragen, daß eine tatsmchliche nber-
prlfung der strengen Voraussetzungen im Regelfall kaum mqglich sein dlrfte.
Auch bei den anderen Arbeiten muß es sich nach dem eindeutigen Gesetzes-
wortlaut um land- und forstwirtschaftliche Arbeiten handeln. Folglich ist die
Pauschalierung stets ausgeschlossen, wenn der ArbN – auch nur in geringem
Umfang – Arbeiten ausflhrt, die nicht als land- und forstwirtschaftlich zu quali-
fizieren sind. Deshalb steht zB auch die Durchflhrung von Blroarbeiten der
Pauschalierung nach Abs. 3 entgegen.
25 vH-Grenze: Die Beschmftigung mit anderen land- und forstwirtschaftlichen
Tmtigkeiten ist nur so lange unschmdlich, als deren Dauer 25 vH der Gesamtbe-
schmftigungsdauer nicht lberschreitet.
E UnschUdlich bedeutet im Zusammenhang mit Abs. 3 Satz 2 Halbs. 1, daß der
ArbN auch angesichts der an sich einer Pauschalierung entgegenstehenden Tm-
tigkeiten weiterhin als Aushilfskraft iSd. Abs. 3 anzusehen ist, die Pauschalierung
also zulmssig bleibt.
E Berechnung der 25 vH-Grenze: Flr die Berechnung, ob die Pauschalierungsgren-
ze lberschritten ist, stellt das Gesetz allein auf die Gesamtbeschmftigungsdauer
und die Dauer der pauschalierungsschmdlichen Tmtigkeiten ab. Maßgeblich ist
die tatsmchlich geleistete Arbeitszeit flr die verrichteten Tmtigkeiten, nicht etwa
eine vertraglich festgelegte regelmmßige Arbeitszeit. Dabei kommt es auf die in-
dividuellen Verhmltnisse eines jeden ArbN an. Eine Durchschnittsberechnung
flr alle bei dem ArbG beschmftigten Aushilfskrmfte ist nicht vorgesehen. Die
Notwendigkeit einer Berechnung hat zur Folge, daß der ArbG zur Vermeidung
von Nachweisschwierigkeiten gehalten ist, nicht nur die insgesamt abgeleistete
Arbeitszeit festzuhalten, sondern darlber hinaus auch aufzuzeichnen, mit wel-
chen Tmtigkeiten die Arbeitszeit ausgeflllt war. Damit geht der mit den Pauscha-
lierungsmqglichkeiten auch verbundene Vereinfachungszweck zu einem nicht
unerheblichen Teil verloren. Hinzu kommt, daß uU wmhrend des Beschmfti-
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gungszeitraums eine erhebliche Unsicherheit entstehen kann, ob die Pauschalie-
rungsvoraussetzungen erflllt sind. Dies gilt vor allem dann, wenn die Gesamt-
dauer der Tmtigkeit nicht von vornherein festgelegt ist, wie dies hmufig bei Ernte-
arbeiten der Fall sein kann, die zB durch Schlechtwetterperioden verzqgert oder
durch anhaltend gutes Wetter beschleunigt werden kqnnen. Denn in diesen Fml-
len kann der ArbG – sofern er nicht tmglich eine Vergleichsrechnung anstellen
will – erst am Ende des Beschmftigungszeitraums das Verhmltnis zwischen Ge-
samtbeschmftigungsdauer und schmdlichen Tmtigkeiten endglltig ermitteln. Flr
die Besteuerungspraxis sollte die FinVerw. im Regelfall auf einen Einzelnachweis
verzichten und es ausreichen lassen, wenn der ArbG glaubhaft darlegt, warum
die Grenze eingehalten ist. Im Zweifelsfall wird der ArbG den geforderten
Nachweis jedoch erbringen mlssen, will er die Mqglichkeit der Pauschalierung
nicht verlieren.
E Vberschreiten der 25 vH-Grenze: Ist die 25 vH-Grenze lberschritten, ist der be-
treffende ArbN nicht mehr als Aushilfskraft iSd. Abs. 3 anzusehen, so daß eine
Pauschalierung unzulmssig ist. Es ist das Regelbesteuerungsverfahren durchzu-
flhren, sofern nicht die Pauschalierungsvoraussetzungen des Abs. 1, Abs. 2 oder
Abs. 2 a erflllt sind.

IV. Ausschlußtatbestbnde fer die Pauschalierung nach Abs. 3
(Abs. 3 Satz 3)

1. Keine Pauschalierung bei land- und forstwirtschaftlichen Fachkrbften
(Satz 3 Halbs. 1)

Satz 3 Halbs. 1 schrmnkt den Begriff „Aushilfskrmfte“ ein. Eine land- und forst-
wirtschaftliche Fachkraft kann nicht Aushilfskraft iSd. Abs. 3 sein, und zwar un-
abhmngig davon, ob die lbrigen Pauschalierungsvoraussetzungen erflllt sind.
Gehqrt der ArbN zu den Fachkrmften, kommt nur eine Pauschalierung nach
Abs. 1 oder Abs. 2 in Betracht. Der Ausschluß der Fachkrmfte lmßt sich damit
rechtfertigen, daß diese typischerweise nicht zu dem als fqrderungswlrdig ange-
sehenen Personenkreis gehqren (s. Anm. 3, 50).
Abgrenzung Aushilfskraft gegeneber Fachkraft: Ob ein ArbN zu den land-
und forstwirtschaftlichen Fachkrmften gehqrt, hmngt von der Art der Tmtigkeit
und den Kenntnissen ab, die der ArbN zu ihrer Verrichtung erworben hat (FG
Rhld.-Pf. v. 11. 1. 1990, EFG 1990, 474, rkr.). Unerheblich ist, ob der ArbN die
Kenntnisse im Rahmen einer Berufsausbildung erworben hat oder ob er im Lau-
fe der Zeit angelernt worden ist. Sobald der ArbN aufgrund der angelernten
Kenntnisse in der Lage ist, eine ausgebildete Fachkraft zu ersetzen, ist er selbst
als land- und forstwirtschaftliche Fachkraft zu qualifizieren. Die Pauschalierung
ist ausgeschlossen (glA BFH v. 12. 6. 1986 VI R 167/83, BStBl. II, 681; FG
Rhld.-Pf. v. 3. 6. 2002, EFG 2002, 1390, Rev. VI R 77/02; BlOmich/Heuer-
mann, § 40 a Rn. 65; Trzaskalik in K/S/M, § 40a Rn. D 5).

2. 180-Tage-Grenze (Satz 3 Halbs. 2)
Eine Person ist nicht mehr als Aushilfskraft iSd. Abs. 3 anzusehen, wenn der
ArbG sie mehr als 180 Tage im Kj. beschmftigt. Die 180-Tage-Grenze dient der
Abgrenzung der Aushilfstmtigkeit gegenlber einer laufenden Beschmftigung.
Beschbftigung durch den Arbeitgeber: ArbG ist derjenige, mit dem das Be-
schmftigungsverhmltnis zivilrechtlich eingegangen wird. Da Abs. 3 Satz 3 die
Steuerverglnstigung flr Dauerarbeitsverhmltnisse ausschließen will, liegt eine
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ArbG-Identitmt auch dann vor, wenn zB infolge von Rechtsnachfolge, Unter-
nehmensverkauf oder Rechtsformwechsel ein formeller Wechsel des ArbG er-
folgt.
Ermittlung der 180-Tage-Grenze: 180 Tage im Kj. ist die Hqchstdauer, die
ein ArbN bei demselben ArbG beschmftigt sein darf. Ist der ArbN bei mehreren
ArbG tmtig, gilt die Grenze in jedem Beschmftigungsverhmltnis. Auf die Grenze
sind alle Tage anzurechnen, in denen das Beschmftigungsverhmltnis zivilrechtlich
bestand. Es kommt also nicht auf die Anzahl der tatsmchlich geleisteten Arbeits-
tage an. Dies folgt aus dem Gesetzeswortlaut, der nicht von der Gesamtbe-
schmftigungsdauer spricht, sondern allein auf die Beschmftigung, dh. das Be-
schmftigungsverhmltnis, abstellt. Dementsprechend sind auch Krankheits- und
Urlaubstage sowie andere freie Tage in die Berechnung einzubeziehen. Wird der
ArbN in einem Kj. mehrfach flr den gleichen ArbG tmtig, sind die Beschmfti-
gungszeiten zusammenzurechnen. Da die Verhmltnisse des Kj. maßgeblich sind,
beginnt bei einem Jahreswechsel die Berechnung jeweils neu, so daß bei Be-
schmftigungen lber den Jahreswechsel hinaus die Gesamtbeschmftigungsdauer
der laufenden Tmtigkeit mehr als 180 Tage betragen kann. Auf der anderen Seite
kqnnen in einem Jahr nicht „verbrauchte“ Tage nicht in das Folgejahr lbertra-
gen werden.
cberschreiten der 180-Tage-Grenze: nbersteigt die Beschmftigungsdauer die
Hqchstgrenze, gehqrt der jeweilige ArbN nicht mehr zu den Aushilfskrmften
iSd. Abs. 3. Die Pauschalierung ist in diesem Kj. unzulmssig. Es ist das Regelbe-
steuerungsverfahren durchzuflhren, sofern nicht die Pauschalierungsvorausset-
zungen des Abs. 1, Abs. 2 oder Abs. 2 a erflllt sind. Stand die Beschmftigungs-
dauer zu Beginn des Beschmftigungsverhmltnisses noch nicht fest oder wird die
Grenze erst im Rahmen einer weiteren Tmtigkeit lberschritten und hatte der
ArbG die bereits gezahlten Bezlge pauschal versteuert, wird die Pauschalierung
in dem Zeitpunkt insgesamt unzulmssig, in dem die Grenze lberschritten wird.
Insoweit fehlerhafte LStAnmeldungen sind entsprechend zu berichtigen. Ggf.
kann der ArbG auch im Haftungswege flr die zu niedrig erhobene Steuer in An-
spruch genommen werden (s. Anm. 15; § 40 Anm. 57).

Erlbuterungen zu Abs. 4:
Pauschalierungsausschlesse

I. Stundenlohnbezogene Pauschalierungsgrenze bei Pauschalierungen
nach Abs. 1 und 3 (Nr. 1)

Abs. 4 stellt nur flr die Pauschalierungsfmlle nach Abs. 1 und 3 die zusmtzliche
Voraussetzung auf, daß der Arbeitslohn wmhrend der Beschmftigungsdauer 12 E
durchschnittlich je Arbeitsstunde nicht lbersteigen darf. Flr die Pauschalie-
rungsfmlle nach Abs. 2, 2 a gilt die Arbeitslohngrenze seit dem 1. 4. 2003 nicht
mehr.
Beschbftigungsdauer: Abs. 4 greift zur Bestimmung der Pauschalierungsgren-
ze aller Pauschalierungsvorschriften den in Abs. 1 und 3 verwandten Begriff der
Beschmftigungsdauer auf. Die Auslegung des Begriffs war umstritten, soweit es
die Frage betraf, ob eine einheitliche Auslegung flr alle Pauschalierungsfmlle vor-
zunehmen ist (vgl. Trzaskalik in K/S/M, § 40a Rn. E1, Schmidt/Drenseck
XXII. § 40a Rn. 8; BlOmich/Heuermann, § 40 a Rn. 69). Dabei ging es darum,
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ob flr die Pauschalierung nach Abs. 2 aF auf den Lohnzahlungszeitraum oder
auf die Dauer des konkreten Arbeitsverhmltnisses im Kj. abzustellen war. Da seit
dem 1. 4. 2003 die Pauschalierungsgrenze des Abs. 4 auf die Pauschalierungen
nach Abs. 2, 2 a keine Anwendung mehr findet, bedarf es nur noch der Feststel-
lung, ob eine einheitliche Auslegung flr die Anwendung von Abs. 1 und Abs. 3
vorzunehmen ist. Dies ist uE der Fall, weil beide Pauschalierungsfmlle eine nicht
dauerhafte, sondern nur zeitlich beschrmnkte Tmtigkeit betreffen. Dementspre-
chend kann jeweils auf die Gesamtdauer des Beschmftigungsverhmltnisses abge-
stellt werden. Ob die Arbeitslohngrenze lberschritten ist, lmßt sich demnach da-
durch ermitteln, daß der wmhrend des Beschmftigungszeitraums gezahlte
Arbeitslohn addiert und durch die Anzahl der Arbeitsstunden dividiert wird.
Arbeitslohngrenze je Arbeitsstunde: Der durchschnittliche Stundenlohn darf
12 E nicht lbersteigen. Die Pauschalierungsgrenze ist bundeseinheitlich gesetz-
lich festgeschrieben. Die 12-E-Grenze findet auf Pauschalierungen ab dem
1. 1. 2002 Anwendung. Zuvor galten folgende Stundenlohngrenzen:
– 1993: 18,55 DM
– 1994: 19,60 DM
– 1995: 20,30 DM
– 1996: 20,65 DM
– 1997: 21,35 DM
– 1998: 21,70 DM
– 1. 1. – 31. 3.1999: 22,05 DM
– 1. 4. 1999 – 31. 12. 2001: 22 DM.
Diese Grenzen kommen nach BMF v. 19. 12. 1994 (BStBl. I, 924) auch im Bei-
trittsgebiet zur Anwendung (s. Anm. 42).
Begriff der Arbeitsstunde: Da der Stundenlohn durch Division des gezahlten
Entgelts durch die Anzahl der geleisteten Arbeitszeit zu ermitteln ist, bedarf der
Begriff der Arbeitsstunde der Auslegung. Maßgeblich ist die Anzahl der geleiste-
ten Zeitstunden, da nur auf diese Weise eine einheitliche Anwendung des § 40a
gewmhrleistet ist (BFH v. 10. 8. 1990 VI R 89/88, BStBl. II, 1092). Dementspre-
chend ist bei Lohnzahlung nach von der Zeitstunde abweichenden Zeiteinheiten
der geschuldete Arbeitslohn auf die Zeitstunde hoch- bzw. herunterzurechnen.
Erhmlt der ArbN keine zeiteinheitbezogene Vergltung, zB bei Vereinbarung ei-
nes Fixums ohne Zeitbasis, ist die tatsmchliche Arbeitszeit flr die Berechnung
heranzuziehen und in den Fmllen des Abs. 1 und 3 auf die gesamte Beschmfti-
gungsdauer umzurechnen.
Vorbereitungszeiten sind in die Berechnung nur dann einzubeziehen, wenn sie
dienstvertraglich geschuldet werden (BFH v. 29. 3. 1985 VI R 23/80, BFH/NV
1986, 492). Dies mag im Hinblick auf vorbereitungsintensive Tmtigkeiten
zwar unbefriedigend erscheinen (kritisch daher Trzaskalik in K/S/M, § 40a
Rn. E 1), ist jedoch im Hinblick auf die Rechtssicherheit uE unerlmßlich, da
ansonsten die Stundenlohngrenze allein durch Ansatz der Vorbereitungszeiten
beeinflußbar wmre.
Heimarbeit: Bei Heimarbeit ist zunmchst auf die vertraglich geschuldete Ar-
beitszeit abzustellen. Lmßt sich diese nicht ermitteln, ist die Berechnung auf-
grund der tatsmchlichen Arbeitszeit vorzunehmen. Diese kann ggf. auch im
Schmtzungswege ermittelt werden. Dabei kann als Schmtzungsgrundlage auf die
Ermittlung der wqchentlichen Arbeitszeit aufgrund der flr viele Branchen fest-
gelegten Mindeststundenentgelte zurlckgegriffen werden (vgl. LSG Dlss. v.
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27. 1. 1986, NZA 1987, 503; Otten, BB 1983, 258 und NZA 1987, 478). Ist
auch auf diese Weise eine Berechnung nicht mqglich, trmgt der ArbG die Fest-
stellungslast flr die Frage, ob die Pauschalierungsvoraussetzungen erflllt sind
(s. Anm. 15).
Telearbeit: Flr die Beurteilung, ob die Stundenlohngrenze bei hmuslicher Tele-
arbeit lberschritten ist, lassen sich die Grundsmtze zur Heimarbeit entsprechend
heranziehen.

II. Pauschalierungsausschluß bei im Regelbesteuerungsverfahren
besteuertem Arbeitslohnbezug vom gleichen Arbeitgeber (Nr. 2)

Die Pauschalierung ist in den Pauschalierungsfmllen des § 40a Abs. 1 und Abs. 3
bei ArbN ausgeschlossen, die flr eine andere Beschmftigung von demselben
ArbG Arbeitslohn beziehen, der nach §§ 39b–39d dem LStAbzug unterworfen
wird. Mit diesem Ausschlußtatbestand hat der Gesetzgeber klargestellt, daß ein
einheitliches Beschmftigungsverhmltnis nicht in ein dem normalen LStAbzug und
ein der Pauschalierung unterliegendes Arbeitsverhmltnis aufgeteilt werden kann,
sondern die Bezlge insgesamt dem Regelbesteuerungsverfahren zu unterwerfen
sind. Die Regelung soll mißbrmuchlichen Gestaltungen entgegenwirken und Ab-
grenzungsprobleme bei der Frage vermeiden, ob durch eine Aufteilung eines
einheitlichen Arbeitsverhmltnisses Pauschalierungsmqglichkeiten geschaffen wer-
den kqnnen. Flr den in der Praxis wichtigsten Fall der Pauschalierung bei ge-
ringflgig Beschmftigten (Abs. 2, 2 a) findet der Pauschalierungsausschluß keine
Anwendung. Dies ist folgerichtig, da flr diese Pauschalierungsfmlle die sozialver-
sicherungsrechtlichen Regelungen lber mehrfache Beschmftigungen maßgebend
sind (s. Anm. 6). Da der Pauschalierungsausschluß sich ausdrlcklich nur auf
eine „Beschmftigung“, dh. auf eine aktive Tmtigkeit, bezieht, steht die Zahlung
von Versorgungsbezlgen flr eine ehemalige Tmtigkeit der Pauschalierung von
Arbeitslohn aus aktiver Tmtigkeit nach § 40a nicht entgegen (glA Schmidt/
Drenseck XXII. § 40a Rn. 13).

Einstweilen frei.

Erlbuterungen zu Abs. 5: Anwendung des § 40 Abs. 3

Wegen der Rechtsfolgen der Pauschalierung gem. Abs. 1–3 verweist Abs. 5 auf
§ 40 Abs. 3.
Rechtsfolgenverweis auf § 40 Abs. 3: Durch diesen Rechtsverweis ist sicher-
gestellt, daß die Rechtsfolgen aller Pauschalierungsfmlle lbereinstimmen (sog.
Rechtsfolgenverweis; zum Sonderfall pauschalierter LKiSt. bei Abs. 2 s. u.). Aus-
flhrlich zu den Rechtsfolgen s. § 40 Anm. 50–59.
Erhebung von pauschalierter Lohnkirchensteuer: Infolge der Pauschalie-
rung der LSt. ist der ArbG auch verpflichtet, die auf die pauschale LSt. entfal-
lende KiSt. zu lbernehmen (s. § 40 Anm. 62). Die FinVerw. (gleichlautender Er-
laß der obersten Finanzbehqrden der Bundeslmnder betr. Kirchensteuer bei
Pauschalierung der LSt. v. 19. 5. 1999, BStBl. I, 509) hat im Anschluß an die
Rspr. des BFH, nach der dem frlher vorgenommenen pauschalen Abschlag
vom KiStHebesatz eine Rechtsgrundlage fehlte (BFH v. 7. 12. 1994 I R 24/93,
BStBl. II 1995, 507), die Grundsmtze zur Erhebung der KiSt. bei pauschaler LSt.
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wie folgt geregelt: Danach ist zu unterscheiden zwischen einem vereinfachten
Verfahren und einem Nachweisverfahren, zwischen denen der ArbG wmhlen
kann. Das Wahlrecht kann der ArbG nur einheitlich flr alle ArbN des Betriebs
auslben, so daß beide Verfahren nicht nebeneinander zur Anwendung kommen
kqnnen. Ein Wechsel der Verfahren ist jedoch mqglich; eine zeitliche Bindung
an eines der Verfahren besteht nicht.
E Vereinfachtes Verfahren: Der ArbG hat flr alle ArbN, deren Arbeitslohn er pau-
schal versteuert, KiSt. zu entrichten. Es kommt nicht darauf an, ob die ArbN
tatsmchlich einer steuererhebungsberechtigten Religionsgemeinschaft angehqren.
Der Hebesatz in diesem vereinfachten Verfahren ergibt sich aus den KiStBe-
schllssen der Religionsgemeinschaften. Diesen steht es also frei, auch im verein-
fachten Verfahren einen Abschlag vom Hebesatz vorzusehen. Enthalten die
KiStBeschllsse keine derartige Regelung, kommt der allg. KiStHebesatz zur An-
wendung.
E Nachweisverfahren: Mit der Anwendung dieses Verfahrens kann der ArbG dem
Umstand Rechnung tragen, daß nicht alle ArbN einer steuererhebungsberechtig-
ten Religionsgemeinschaft angehqren. Soweit der ArbG nachweist, daß einzelne
ArbN nicht der KiStPflicht unterliegen, kann er hinsichtlich dieser von der Ent-
richtung der Steuer absehen. Flr die lbrigen ArbN bleibt es bei der Anwendung
des allg. Hebesatzes. Damit bewirkt der Nachweis eine Minderung der Bemes-
sungsgrundlage der pauschalen LKiSt.. Da in den Pauschalierungsfmllen des
§ 40a idR keine LStKarte vorliegt, aus der sich die Religionszugehqrigkeit des
ArbN ergibt, lmßt die FinVerw. ausreichen, daß der ArbN gegenlber dem ArbG
die Erklmrung abgibt, nicht Mitglied einer steuererhebungsberechtigten Reli-
gionsgemeinschaft zu sein. Flr diese Erklmrung hat die FinVerw. ein Muster
(BStBl. I 1999, 511) entwickelt, das zu verwenden ist. Die Erklmrung ist als Beleg
zum Lohnkonto zu nehmen. Seit dem VZ 2000 ist damit ein Nachweis durch
andere Unterlagen (s. hierzu § 40 Anm. 63) nicht mehr zulmssig.
Ohne den Nachweis ist der allg. Hebesatz anzuwenden, auch wenn das FA grds.
die Feststellungslast flr das Bestehen des KiStAnspruchs trmgt. Dies lmßt sich
damit rechtfertigen, daß die Feststellung der Religionszugehqrigkeit in der
Sphmre des ArbG liegt und flr diesen vergleichsweise einfach vorzunehmen ist.
Lmßt sich die auf den einzelnen kistpfl. ArbN entfallende pauschale LSt. nicht
ermitteln, ist eine Aufteilung nach dem Verhmltnis der kistpfl. und nicht kistpfl.
ArbN zulmssig. Bemessungsgrundlage ist dann die auf den kistpfl. Anteil entfal-
lende pauschale LSt., auf die der allg. Hebesatz anzuwenden ist. Die Festlegung
der KiStSmtze erfolgt – wie im vereinfachten Verfahren – durch die KiStBe-
schllsse der Religionsgemeinschaften.
E Aufteilung auf die Religionsgemeinschaften: Soweit sich die Religionszugehqrigkeit
der ArbN an Hand der Aufzeichnungen des ArbG ergibt, ist die auf die pau-
schale LSt. entfallende KiSt. entsprechend den tatsmchlichen Verhmltnissen auf
die Religionsgemeinschaften aufzuteilen. Ist eine individuelle Aufteilung nicht
mqglich, erfolgt die Aufteilung nach den Verhmltnissen in den Lmndern (s. § 40
Anm. 64).
E Stellungnahme: Das von der FinVerw. vorgesehene Verfahren zur Erhebung der
pauschalen LKiSt. trmgt zur Rechtssicherheit bei, da es dem ArbG klare Hand-
lungsanweisungen gibt. Allerdings ist das Nachweisverfahren wegen der damit
verbundenen Notwendigkeit, die Religionszugehqrigkeit zu ermitteln, flr den
ArbG arbeitsaufwendig, auch wenn die FinVerw. an den Nachweis der Nicht-
zugehqrigkeit nur vergleichsweise geringe Anforderungen stellt (zur diesbezgl.
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Kritik s. § 40 Anm. 63). Wmhlt der ArbG das vereinfachte Verfahren, kommt es
zu einer KiStErhebung bei Nichtmitgliedern, sofern nicht alle in das Pauschalie-
rungsverfahren einbezogenen ArbN Mitglied einer steuererhebungsberechtigten
Religionsgemeinschaft sind. Darin liegt auf den ersten Blick ein Verstoß gegen
den Grundsatz, daß eine Heranziehung von Nichtkirchenangehqrigen zur KiSt.
unzulmssig ist. Gleichwohl dlrfte die neue Verwaltungsregelung den verfassungs-
rechtlichen Anforderungen an das Gebot der weltanschaulichen Neutralitmt des
Staates bei der KiStErhebung noch genlgen, da dem ArbG durch das Wahlrecht
die Mqglichkeit offen steht, die Besteuerung der Nichtmitglieder zu vermeiden.
Hinsichtlich der betroffenen ArbN, in deren Person die Steuer entsteht, fehlt es
an einer Beschwer, da sie infolge der nbernahmeverpflichtung nicht Schuldner
der Steuer sind.
E Sonderfall „einheitliche Pauschsteuer“: Flr die Erhebung der seit dem 1. 1. 2003
neu geschaffenen sog. einheitlichen Pauschsteuer des Abs. 2 finden die Regelun-
gen zum Abzug der KiSt. keine Anwendung, da die KiSt. bereits durch die ge-
setzliche Regelung des Abs. 2 in dem einheitlichen Pauschsteuersatz enthalten
ist. Demnach besteht flr den ArbG auch dann keine Mqglichkeit, die KiStErhe-
bung zu vermeiden, wenn er den Nachweis flhrt, daß einzelne ArbN keiner kir-
chensteuererhebungsberechtigten Religionsgemeinschaft angehqren. Wie beim
vereinfachten Verfahren kommt es also auch bei der einheitlichen Pauschsteuer
zu einer KiStErhebung beim ArbN, die keiner steuererhebungsberechtigten Re-
ligionsgemeinschaft angehqren. Auch hiervon dlrfte jedoch noch kein verfas-
sungswidriger Verstoß gegen das Gebot der weltanschaulichen Neutralitmt des
Staates bei der KiStErhebung zu sehen sein, da der ArbG die Besteuerung ver-
meiden kann, indem er von seinem Pauschalierungsrecht keinen Gebrauch
macht. Zudem handelt es sich nur um geringflgige Betrmge. So betrmgt der KiSt-
Anteil bei einem Arbeitsentgelt von 400 E nur 0,40 E ([400 E – 2 vH] – 5 vH),
da nur 5 vH der einheitlichen Pauschsteuer auf die KiSt. entfallen (Abs. 6 Satz 4;
s. Anm. 60).

Einstweilen frei.

Erlbuterungen zu Abs. 6:
Erhebung der einheitlichen Pauschsteuer

I. Bedeutung des Abs. 6

Abs. 6 ist eine besondere Verfahrensvorschrift, deren Anwendungsbereich sich
ausschließlich auf die Erhebung der einheitlichen Pauschsteuer nach Abs. 2 flr
geringflgig Beschmftigte beschrmnkt. Die Vorschrift stellt innerhalb des LStErhe-
bungsverfahrens einen systemwidrigen Fremdkqrper dar, indem sie die Zustmn-
digkeit flr die Steuererhebung von der FinVerw. weg verlagert und zudem di-
verse Verteilungsregeln hinsichtlich der einheitlichen Pauschsteuer enthmlt. Die
Zustmndigkeitsverlagerung auf die Bundesknappschaft soll der Verfahrensverein-
fachung dienen, weil nur eine Behqrde mit der Einziehung von Sozialversiche-
rungsbeitrmgen und Steuer befaßt werden soll. nber die nur verfahrensrechtliche
Bedeutung hinaus geht die Regelung lber die Aufteilung des Aufkommens aus
der einheitlichen Pauschsteuer. Ob durch die Zentralisierung der Zustmndig-
keit eine Verwaltungsvereinfachung erfolgt, ist uE zweifelhaft (glA Schmidt/
Drenseck XXII. § 40b Rn. 15).
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II. Regelungsinhalt des Abs. 6

Satz 1 bestimmt, daß flr die Erhebung der einheitlichen Pauschsteuer gem.
Abs. 2 die Bundesknappschaft/Verwaltungsstelle Cottbus zustmndig ist. Mit der
Regelung wird erstmals flr das LStErhebungsverfahren eine bundesweite Zu-
stmndigkeit einer nicht zur FinVerw. gehqrenden Behqrde begrlndet. Es handelt
sich um eine ausschließliche Zustmndigkeit. Eine subsidimre Zustmndigkeit qrt-
licher (Finanz)Behqrden ist nicht vorgesehen. Abweichend von der gesetzlichen
Regelung ist derzeit aber noch die Bundesknappschaft in Essen flr die Ent-
gegennahme der entsprechenden Meldungen zustmndig (vgl. Hinweise bei:
www.minijob-zentrale.de).
Sbtze 2 und 3 regeln das Verfahren der Anmeldung und Abflhrung der einheit-
lichen Pauschsteuer. Dabei werden die im Grundsatz entsprechend anzuwen-
denden Regelungen lber den Steuerabzug vom Arbeitslohn (Satz 2) durch die
Regelungen flr die Entrichtung der Beitrmge nach § 168 Abs. 1 Nr. 1b oder 1c
oder nach § 172 Abs. 3 oder 3 a SGB VI modifiziert (Satz 3).
E Satz 2 hat wegen der in Satz 3 folgenden Einschrmnkung nur geringe Bedeu-
tung. Die entsprechende Anwendung beschrmnkt sich auf die Aufzeichnungs-
pflichten (§ 41) und die Haftung (§ 42d), wobei letztere vor allem in den Fmllen
fehlerhafter Pauschalierungen in Betracht kommt; in diesen Fmllen ist das Be-
triebsstmttenFA und nicht die Bundesknappschaft flr die Haftungsinanspruch-
nahme zustmndig. Die wesentlichen Vorschriften lber den LStAbzug (§ 41a,
§ 41b und § 41c) sind nicht anwendbar (glA Kirchhof/Eisgruber III. § 40 a
Rn. 8 f.).
E Satz 3 verweist als gegenlber Satz 2 speziellere Regelung flr die Anmeldung
und Abflhrung der einheitlichen Pauschsteuer auf die Vorschriften flr die Ent-
richtung der pauschalen Rentenversicherungsbeitrmge. An Stelle nach § 41a
EStG ist also die einheitliche Pauschsteuer nach den Vorschriften der §§ 28a ff.
SGB IV anzumelden und an die Einzugsstelle zu entrichten. Flr geringflgig Be-
schmftigte in Privathaushalten bedeutet dies, daß das sog. Haushaltscheckverfah-
ren (§ 28a Abs. 7, 8 SGB IV) auch flr die einheitliche Pauschsteuer Anwendung
findet. Dies hat zur Folge, daß die einheitliche Pauschsteuer aus diesen Beschmf-
tigungen nicht monatlich, sondern halbjmhrlich zum 15. 6. und 15. 1. eines Jahres
beim ArbG eingezogen wird. Die Berechnung der Steuer erfolgt in diesen Fmllen
durch die Bundesknappschaft (vgl. OFD Frankfurt/Main v. 22. 4. 2003, S 2372
A-11-St II 30). Insoweit unterstellt die gesetzliche Regelung, daß private ArbG
idR von ihrem Pauschalierungswahlrecht Gebrauch machen. Gleichwohl kqn-
nen auch private ArbG das Regelbesteuerungsverfahren durchflhren; in diesen
Fmllen muß eine Einziehung durch die Bundesknappschaft unterbleiben. Da das
Meldeverfahren zum Haushaltsscheck keine Angaben zur Auslbung des Pau-
schalierungswahlrechts vorsieht, bedarf es einer besonderen Mitteilung an die
Bundesknappschaft, daß keine Einziehung der einheitlichen Pauschsteuer erfol-
gen soll. Wird das Regelbesteuerungsverfahren durchgeflhrt, ist die auf die ge-
ringflgige Beschmftigung entfallende LSt. nicht bei der Bundesknappschaft, son-
dern beim BetriebsstmttenFA anzumelden und abzuflhren.
Satz 4 bestimmt, daß die einziehende Bundesknappschaft/Verwaltungsstelle
Cottbus die einheitliche Pauschsteuer auf die erhebungsberechtigten Kqrper-
schaften aufzuteilen hat. Dabei erfolgt die Aufteilung aus Vereinfachungsgrln-
den dergestalt, daß 90 vH der einheitlichen Pauschsteuer auf die LSt. und je
5 vH auf den SolZ und die KiSt. entfallen. Mit dieser Aufteilung soll dem Um-
stand Rechnung getragen werden, daß auf pauschale LSt. stets auch die Zu-
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schlagsteuern erhoben werden. Gleichwohl erscheint der Aufteilungsmaßstab
willklrlich, da er sich nicht an den lblicherweise als Zuschlag zu erhebenden
Steuersmtzen orientiert. Dies lmßt sich unter den im Gesetz ausdrlcklich genann-
ten Vereinfachungsgrlnden sowie damit rechtfertigen, daß es sich um ver-
gleichsweise geringe Betrmge handelt. Neben der Aufteilung ist die Bundes-
knappschaft zugleich verpflichtet, die vereinnahmten Betrmge an den jeweiligen
Steuerglmubiger weiterzuleiten. Daß die steuererhebungsberechtigten Religions-
gemeinschaften an dem Aufkommen aus der einheitlichen Pauschsteuer partizi-
pieren, stellt noch keinen Verstoß gegen das Gebot der weltanschaulichen Neu-
tralitmt des Staates dar, auch wenn der Gesetzgeber in Kauf nimmt, daß auch flr
geringflgig Beschmftigte, die keiner steuererhebungsberechtigten Religionsge-
meinschaft angehqren, KiSt. erhoben wird (s. Anm. 58).
Satz 5 ergmnzt Satz 4 hinsichtlich der Aufteilung des KiStAnteils auf die steuer-
erhebungsberechtigten Kirchen. Diese haben sich auf eine Aufteilung dieses An-
teils zu verstmndigen und diesen Aufteilungsmaßstab der Bundesknappschaft
mitzuteilen. Die Regelung ist unbestimmt und lmßt flr den betroffenen Blrger
nicht erkennen, wem das KiStAufkommen zusteht. Auch dies dlrfte jedoch
noch von dem weiten Gestaltungsspielraum bei der Schaffung typisierender
bzw. pauschalierender Vorschriften gedeckt sein. Nicht geregelt ist, wie zu ver-
fahren ist, wenn es zwischen den Religionsgemeinschaften nicht zu einer Ver-
stmndigung lber den Aufteilungsmaßstab kommt.
Satz 6 ermmchtigt die Bundesknappschaft/Verwaltungsstelle Cottbus, die ein-
heitliche Pauschsteuer nach Abs. 2 mit den Sozialversicherungsbeitrmgen beim
ArbG einzuziehen. Diese gesonderte Ermmchtigung ist nur deklaratorischer Na-
tur, da sich uE die Einzugsberechtigung schon aus den Smtzen 1–3 ableiten lmßt.
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